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. . . . . . . . . . . . . . . . .  e d i t o r i a l

Liebe Leserinnen und Leser!

Walter Sauer 

. . . . . . . . . . . . . . . . .  

Johannesburg ist ungeplant zum geheimen Schwerpunkt dieses Heftes geworden – zum einen, 
weil Kirsten Rüther, unsere neue Wiener Afrikahistorikerin, ihre persönliche Begegnungsgeschichte 
an Stadt und Universität aufgehängt hat, und zum anderen, weil wir mit Marlene Wagner eine 
junge Architektin dafür gewinnen konnten, die Megacity für uns vom Standpunkt der Stadtplanung 
(oder eher der „Grätzelplanung“) zu analysieren. Marlene war an der Planung unseres Symposiums 

„Stadtentwicklung in Johannesburg“ im letzten Jahr wesentlich beteiligt.
Aber – es paßt ja zum Jahresthema: 20 Jahre Neues Südafrika! Im April 1994 fanden 

die ersten freien Wahlen in der Geschichte des Landes statt, im Mai wurden Nelson 
Mandela als Präsident angelobt und die neue Regierung gebildet, in den darauffolgenden 
Monaten die ersten großen Reformen begonnen: Landreform, Schulreform, die neue 
Verwaltungsgliederung, ein neuer Stil des Regierens, die 
Vorbereitungen zur Wahrheits- und Versöhnungskom-
mission unter Erzbischof Desmond Tutu.

Wir als damals gerade erst gegründete SADOCC 
haben diese hoffnungsvolle Entwicklung in vielen Ve-

ranstaltungen und in der Berichterstattung in unserem neuen Magazin 
INDABA verfolgt und darüber zu informieren versucht.

Heuer, zwanzig Jahre danach, wollen wir Bilanz ziehen: in den vier 
INDABA-Ausgaben dieses Jahres und in einer Veranstaltungsreihe 
zwischen April (vgl. S. 28) und September, in dem auch die südafri-
kanische Botschaft Schwerpunkttage veranstalten wird.

Vieles ist in Südafrika gelungen – vor allem, wenn man den Vergleich 
mit der Apartheidära zieht, was für die Jüngeren unter uns ja nicht 
mehr so leicht ist –, vieles aber auch nicht. Häufig überwiegen heute Enttäuschung und Frustra-
tion, Populismus ist auf allen Seiten weitverbreitet, und was das für die am 7. Mai bevorstehenden 
Parlamentswahlen bedeutet, werden wir sehen. 

Andererseits: Wer geglaubt hat, die Transformation eines von Grund auf rassistischen Systems 
würde einfach werden, hat Apartheid offensichtlich unterschätzt. Dazu reichte auch die Heldenfigur 
eines Nelson Mandela in einer einzigen Amtsperiode nicht aus. Vergleichen Sie mit der auch schon 
25jährigen Transformationsgeschichte im benachbarten Osteuropa: Wieviele Sezessionen, wieviele 
Kriege, welch tiefer Sozialabbau und wieviel Korruption waren und sind dort an der Tagesordnung? 
Und wieviele integre, geschweige denn beeindrucke Führungsfiguren fallen Ihnen ein?

Bei all den Problemen und Fehlentwicklungen: Davon hebt sich unser Südafrika doch eindeutig 
ab. Es herrschen Frieden und Stabilität, es gibt Verbesserungen in vielen (immer noch zu wenigen) 
Bereichen, das 1994 von vielen erwartete, ja herbeigewünschte Chaos, Bürgerkrieg und Zerfall das 
Landes sind ausgeblieben.

Im Vergleich keine schlechte Bilanz, meinen Sie nicht?
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1994: Warten auf’s Wählen
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das erste Mal kam ich 1996/97 
nach Südafrika. Aus unmittelbar 

eigenem Erleben kenne ich daher 
zunächst einmal das Südafrika der 
Post-Apartheid. Ich wollte damals für 
meine Doktorarbeit forschen und nahm 
Kontakt mit der University of the Witwa-
tersrand auf. Ich wurde von einer tollen 
Stimmung eingefangen: In Südafrika 
war Party. Alle waren begeistert von 

dem Aufbruch, auf 
den viele derjenigen, 
die ich kennen lernte, 
einen Teil ihres jun-
gen Le bens hingear-
beitet hatten. Diese 
Aufbruchstimmung 

war so gänzlich anders als die undy-
namische Stimmung in Westdeutsch-
land, wo der zeitlich parallele Aufbruch 
– die Ost-West-Grenze war immerhin 
beseitigt worden – keine ähnlich 
gelagerte Stimmung hervorbrachte. In 
Südafrika habe ich erst begriffen, was 
in Deutschland fehlte.

Seit dieser ersten und so prägen-
den Zeit bin ich häufig und regelmäßig 
in Südafrika gewesen – manchmal 
in kurzen, manchmal in weiter ausei-
nander liegenden Abständen. Jedes 
Mal kam ich fast in ein anderes Land. 
Das mag etwas übertrieben klingen, 

aber es kommt der großen Dynamik 
nahe, mit der sich meiner Ansicht 
nach die Verhältnisse in Südafrika 
verändern. Es kommt auch den großen 
Stimmungsschwenken nahe, die ich 
über die Jahre in Südafrika begriffen 
habe – und die mich so faszinieren.

n ach der Party kam der Kater. Das 
stellte ich 1998 fest. Später kamen 

auch Frust und Wut hinzu – oft gepaart 
mit einer andauernden Bindung der 
Menschen in Südafrika und ihrem 
entschlossenen Willen zum Mitmachen 
bei einem wahrhaft überwältigenden 

Projekt: dem Umbau einer ganzen 
Gesellschaft.

•   Ich war da in der Zeit, in der Thabo 
Mbeki den kausalen Zusammenhang 
zwischen HIV und AIDS bestritt und 
statt dessen einen Armutsdiskurs 
lancieren wollte. Auf der World Aids 
Conference, die im Juli 2000 in Dur-
ban ausgerichtet wurde, war das ein 
großes Thema.

• Ich war in Durban, als dort im 
September 2001 die World Confer-
ence against Racism stattfand. Die 
US-Amerikaner hatten wegen der 
Debatte um Restitutionen nur eine 

Johannesburg,                       
August-September 2013
Eindrücke von einem Forschungsaufenthalt

Seit 1996 reist Kirsten Rüther regelmäßig nach Südafrika, meist in 
universitärem Kontext. Jedes Mal fand sie praktisch ein anderes Land vor 
– von „Partystimmung“ bis zu „Frust und Wut“. Die Stimmung heute, vor den 
bevorstehenden Parlamentswahlen, schien ihr kritisch. Wo steht Südafrika in 
fünf Jahren?

s c h w e r p u n k t. . . . . . . . . . . . . . . . 
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Südafrika 
hatte, was 

Deutschland 
fehlte

Kirsten Rüther bei ihrem Vortrag in der SADOCC



Populistischer    Wahlkampf?

. . . . . . . . . . . . . . . . 
low level-Delegation geschickt, die 
die Konferenz auch noch am 3. 9. 
verließ. Am 11. September 2001 
war ich in Moçambique, erlebte den 
Schock nach den Anschlägen auf das 
World Trade Center in New York in 
Südafrika mit und die mir doch etwas 
absurd anmutende Diskussion um 
den Verlust allen Sicherheitsgefühls 
in Europa und den USA. Sicherheit? 
Das war in Südafrika immer ein ganz 
eigenes Thema.

• Ich war in Johannesburg, als 
Südafrika nicht den Zuschlag für den 
Weltcup 2006 erhielt, und als 2008 
die power cuts begannen, die Ener-
gieausfälle, die Millionen Menschen 
im Verkehr stecken blieben ließen 
oder dafür sorgten, daß man hektisch 
versuchte, noch vor den angekündig-
ten Abschaltungen nach Hause zu 
gelangen.

• Ich war da im März 2008, bevor 
sich im Mai die xenophobe Stimmung 
gegen afrikanische Fremde in Johan-
nesburg und Kapstadt erhob: Auch 
damals herrschte eine ange spannte 
Stimmung.

•	 Und	 das	 vorletzte	 Mal	 war	
ich in Südafrika nach dem World Cup, 
im November 2010 – ein ganz kurzer 
Aufenthalt nur von drei Wochen. Ich 
sah, daß gleichaltrige Freundinnen 
gerade Großmütter wurden; anson-
sten war ich erschöpft von einem 
mittlerweile Jahre anhaltenden Be-
werbungsmarathon, der mich irgend-
wie im Kreise herum-, aber an kein Ziel 
führte.

Das sind Eckpfeiler, an die ich 
mich aus dem Stegreif erinnere, 
und die meine Einordnungen zeitlich 
strukturieren.

das letzte Mal war ich im letzten 
Herbst in Südafrika, also im Au-

gust und September 2013, und zwar 
in Johannesburg und in Polokwane. 

s c h w e r p u n k t

86 vorwiegend kirchliche Persönlichkeiten aus der Kapprovinz wenden sich 
in einer Stellungnahme im Dezember gegen die zunehmende populistische 
Instrumentalisierung der sozialen Probleme durch „eine Gruppe politischer Ak
tivisten“ aus verschiedenen Parteien. Unter den Erstunterzeichnern der in der 
Cape Times veröffentlichten Erklärung befinden sich u. a. der frühere und der 
jetzige anglikanische Erzbischof von Kapstadt, Desmond Tutu und Thabo Cecil 
Makgoba, Theologen wie Edwin Arrison (Kairos Southern Africa), Ernst Conradie 
(UWC) oder Fanie du Toit (Institute for Justice and Reconciliation), Vertreter ver-
schiedener religiöser Gemeinden wie Stefan Hippler (kath.), Heila und Rodney 
Downey (Zen-Buddhismus) oder Bulelani Macwili (traditioneller Heiler) sowie 
politische Aktivist/inn/en wie Louise Asmal und Horst Kleinschmidt.

Die Erklärung bedauert eingangs die „unadäquaten“ öffentlichen Leistungen für 
die arme Bevölkerung in der Provinz wie in ganz Südafrika. „Es ist verständlich, 
wenn sich arme Menschen frustriert fühlen und wütend sind. Es muß alles unter
nommen werden, um Engpässe zu vermeiden und die sozialen Dienstleistungen 
hier und im ganzen Land zu verbessern.“

All dies, fährt das Statement fort, sei „aber auch ohne Zuflucht zu Gewalt 
möglich und ohne, daß Haß und Respektlosigkeit geschürt werden. Als südaf
rikanische Bürger/innen sind wir in höchstem Maße betroffen über die vielen 
Vorfälle, welche in vielen Teilen des Landes einen Mangel an Respekt gegenüber 
den demokratischen Werten deutlich machen. Die jüngsten Ereingnisse in Western 
Cape sind ein störender Trend, der landesweit einen zunehmenden Angriff auf 
die Demokratie darstellt. Es gab im Western Cape himmelschreiende Versuche 
die Provinz unregierbar zu machen, einfach weil bestimmte Personen nicht mit 
dem demokratischen Willen der Mehrheit übereinstimmen. Dieser Trend zeigte 
sich auch in anderen Teilen des Landes, wo neue Parteien gegründet wurden, 
die große Schwierigkeiten haben, ihre politischen Manifeste zu vertreten.

Alle Mitglieder der Wählerschaft sollten die Freiheit haben, Kritik an Politi
kern zu üben, sowie die Möglichkeit, ihre Rechte wahrzunehmen und ihre Wahl 
auf Basis ihrer Erwartungen an die Regierung zu treffen. Sie sollten nicht durch 
gewaltsame Angriffe oder Proteste, Redeunterbrechungen oder die Androhung 
von Blockaden der Regierungsgeschäfte bedroht werden.

Der Mangel an Führungsqualität zur Disziplinierung dieser antidemokratischen 
Kräfte birgt ernste Gefahren und erzeugt eine Stimmung des Hasses, die, wenn 
einmal entfacht, erst in vielen Jahren wieder eingedämmt werden kann, was 
auch für unsere Wirtschaft drastische Auswirkungen hätte. Der Geist der Hu
manität und die Ethik des Respekts für Menschenrechte für alle wird auf diese 
Art ausgehöhlt. 

Wir als Bürger des guten Willens stehen nun auf und weisen solche Gewalt
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Populistischer    Wahlkampf?

. . . . . . . . . . . . . . . .   
Wieder waren drei Jahre seit meinem 
letzten Aufenthalt vergangen, und ich 
war also gespannt. Gewohnt habe ich 
diesmal auf dem Campus der Wits Uni
versity. Damit war ich an den Uni-Bus 
angeschlossen, der seit einiger Zeit 
in relativ kurzen Abständen die ver-
schiedenen Universitätsgelände und 
studentischen Wohnheime abfährt und 
lauter wissensdurstige Studierende zur 
Wits bringt. Mit diesem Bus ging es 
rauf auf die M1 bei Jan Smuts Avenue 
und nach einer kurzen Schleife gleich 
wieder runter bei der Ausfahrt Empire 
Road. Aufs Unigelände gelangte ich 
dann stets ohne weitere Identitäts- und 
Sicherheitsprüfung. Das ist nicht uner-
heblich bei den Sicherheitsvorkehrun-
gen an der Wits. In gewisser Hinsicht 
erinnert das Betreten des Campus 
nämlich an Prozeduren, die man sich 
schlecht hin für den Hochsicherheits-
trakt eines Gefängnisses oder einer 
internatio nalen Regierungsorganisa-
tion vorstellt. Nicht unwesentlich also, 
hier mit dem Bus raufzukommen, zumal 
in der ersten Woche, bis man all seine 
Karten und Zugangsberechtigungen 
zu Bibliothek, Wohncampus, Mensen, 
Cafeterias, Unimuseum und eben 
Hörsaalgelände in Händen hält.

Gleich zu Anfang meines Aufent-
haltes konnte ich einer Buchpräsenta-
tion beiwohnen. Der vierte, fünfte und 
sechste Band der Dokumenten-Samm-
lung „From Protest to Challenge“ wur-
den dem Markt übergeben, die Bände 
mit einem zeitlichen Fokus auf das 
Jahr zehnt zwischen 1980 und 1990. 
Die Bände zeigen, daß die Regierung 
in jenem Jahrzehnt mit einem bis dahin 
nicht dagewesenen Druck von innen 
und außen konfrontiert war und daß 
es sehr unterschiedliche Vorstellungen 
dahingehend gab, wie Apartheid zu 
retten oder in der Zukunft zu modifi-
zieren sei. Aus den in der Sammlung 
abgedruckten Dokumenten geht aber 

s c h w e r p u n k t

akte aufs schärfste zurück. Wir stellen uns gegen jede Aktion, welche die Würde 
von Individuen oder Gemeinschaften herabsetzt oder ignoriert und politischen 
Persönlichkeiten die Möglichkeit, ihre Meinung und ihre Anliegen in Frieden 
vorzubringen, verweigert.  

Wir rufen die Glaubensgemeinschaften auf, sich an die Spitze der Wiederher
stellung demokratischer Werte zu stellen, die durch Taten, die sich nicht mehr 
von purem Rowdytum unterscheiden, zerstört und negiert werden. 

Gemeinsam können wir eine Charta zur Wertschätzung der Verfassung und 
der Grundwerte verabschieden, damit die Werte der Freedom Charta, die wir in 
unserer Verfassung und Gesetzgebung verankert haben, wieder hoch gehalten 
werden. Wir fordern jene, die gewaltsame Aktionen durchführen auf, ihre Strategien 
und Methoden zu überdenken und sie in Zukunft durch konstruktive Methoden 
politischen Engagements und friedliche Proteste zu ersetzen. 

Frieden, Fortschritt und Wohlstand hängen auch davon ab, wie wir unsere hart 
erkämpften demokratischen Rechte ausüben. Der Respekt vor der menschlichen 
Würde, die Förderung von Gleichheit und unsere Freiheit sind bedroht, wenn 
nicht alle Menschen guten Willens sich dafür erheben.“

Ein trauriges Beispiel für die in der Stellungnahme kritisierten „‚unadäquaten‘ 
öffentlichen Leistungen für die arme Bevölkerung“ teilte uns wenig später unser 
Beiratsmitglied Horst Kleinschmidt mit, der in einer lokalen Bürgerinitiative für 
die südliche Kaphalbinsel namens ubuMelwane (isiXhosa für „Nachbarschaft“) 
engagiert ist. Demzufolge wurde am 27. Jänner von der Stadtverwaltung von 
Kaptadt mit der Räumung der Wellblechsiedlung von Masiphumele begonnen; 
hier lebten Menschen, die vor einigen Jahren vom Eastern Cape nach Kapstadt 
gezogen waren, teilweise Arbeit als Hausangestellte etc. gefunden hatten und 
auf der Regierungsliste der Wohnungssuchenden stehen – ohne allerdings zu 
wissen, wann ihnen ein RDP-Haus zugeteilt werden wird.

Der neue Siedlungsplatz verfügt zum Unterschied vom bisherigen nicht über 
elektrischen Strom, und die sanitären Anlagen sind unzureichend und teilweise 
versperrt.

Horst Kleinschmidt: „Die Stadtverwaltung sagt, es gäbe zu wenig Platz für 
die vielen Zuwanderer. Gleichzeitig aber liegen in Kapstadt riesige Landflächen 
brach, die dem Verteidigungsministerium, der Eisenbahn oder anderen staatlichen 
Institutionen gehören, in  Culembourg, Wingfield, Youngsfield or Fort Wynand 
zum Beispiel. Man ist nicht imstande, dieses Land für sozialen Wohnbau freizu
machen. Lieber läßt man es ungenützt liegen und wartet auf gute Angebote von 
Spekulanten. … Ich bin schockiert und betroffen, wie wir mit den Ärmsten der 
Armen umgehen – nicht verwunderlich, daß die soziale Verbitterung in unserem 
Land steigt.“
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auch hervor, daß der Widerstand dieser 
Jahre alles andere als homogen war 
– ein Umstand, über den seit dem Ende 
der Apartheid immer stärker hinweg 
gegangen wird. 

Zwar gelang es ANC und UDF seit 
den späten 70er Jahren bzw. nach 
1983, eine Vormachtstellung im Wi-
derstandsspektrum aufzubauen. Doch 
waren letztendlich viele Gruppierungen 
an der Niederbringung des Apartheid-
Regimes beteiligt. Dieses Bewußtsein 
in einer Zeit wach zu halten, in der dem 
ANC fast aller Ruhm des Widerstandes 
zugeschrieben wird, setzt einen wich-
tigen Impuls in der Erinnerung an die 
Apartheid-Zeit und in der Aneignung 
des Widerstand-Topos.

In den Beginn meines Aufenthaltes 
fiel auch die Ruth First Memorial 
Lecture, die 2013 unter dem Titel „12 
Months On: Marikana and its Mean-
ing for the National Development 
Plan“ abgehalten wurde. Wie Sie alle 
wissen, zählte die 1925 geborene 
und 1982 durch eine Briefbombe in 
Maputo getötete Anti-Apartheidsakti-
vistin zu den prominenten Gesichtern 
des Widerstandes wie auch zu den 
prominenten Gesichtern der Wits-

Absolventinnen, wo sie 
Vorlesungen in Sozio-
logie, Anthropologie, 
Wirt schaftsgeschichte 
und „Native Adminis-
tration“ besucht hatte. 
Tatsächlich kann die Wits 
auf eine stattliche Zahl 

kritischer Intellektueller, Journalisten 
und Aktivisten zurückblicken, und mir 
schien, daß es eine besondere Her-
ausforderung darstellt, diese Tradition 
über die Brüche der letzten Jahre in die 
Gegenwart zu transportieren.

was ich bei einem Forschungs-
aufenthalt immer als erstes ma-

che: die aktuelle Ausgabe des Mail & 

Guardian kaufen. Nicht, daß man die 
Nachrichten nicht auch von hier aus 
über das Internet verfolgen könnte. 
Aber ich mache das eigentlich nicht 
regelmäßig. Dafür lese ich dann gern 
Zeitung in Südafrika. Die 
Ausgabe, die ich als erstes 
kaufte (und andere danach 
auch) war voll von Artikeln, 
die sich mit Korruptionsthe-
men befaßten. Außerdem 
zog sich das Thema Mari-
kana durch alle Ausgaben. Das sonst 
so bestimmende Thema HIV/Aids war 
weitgehend verdrängt. Nach vielen 
Jahren ist diesbezüglich offensichtlich 
doch viel getan und erreicht worden.

Das neue, alles bestimmende 
Thema also: Korruption. Es geht nicht 
um Millionen-, sondern um Milliarden-
beträge, die veruntreut oder umgeleitet 
werden. Und das bei fehlender und 
völlig indiskutabler Grundversorgung 
vieler Südafrikaner/innen, die in ihren 
Dörfern oft nicht einmal Wasser haben, 
deren schulische Ausbildung einer 
Katastrophe gleichkommt oder die sich 
täglich gegen ein Gestrüpp von Gewalt 
und Kriminalität selbst erhalten müs-
sen. Der unglaubliche Reichtum einiger 
Familien raubt einem den Atem, wenn 
diese in Restaurants und an Stränden 
oft kolonial anmutender als die privi-
legierten weißen Reichen auftreten, 
ihre Nannies haben und über einen 
Fuhrpark verfügen, der seinesgleichen 
sucht. In bestimmten Vierteln liegen 
prunkvolle Häuser und aufwendigste 
Gartenanlagen – alles hinter Zäunen 
und Mauern, die mit Stacheldraht, 
Elektrizität und privaten Sicherheits-
leuten geschützt sind. „Conspicuous 
consumption“ – lautet das Schlagwort. 
Und diese conspicuous consumption 
erinnert an die Gesetze primärer Ak-
kumulation. Wenn Geld zu Kapital 
wird und es kaum Gesetze gibt, die 
diesen Prozess abfedern, bereichern 

sich einige, während andere einfach 
rausfallen. Dies ist ein höchst ag-
gressiver Prozess. Und er löst Frust-
ration aus bei denjenigen, die sich 
bislang in gesellschaftliche Belange 

auch eingebracht haben, 
an dieser Form der Wohl-
standseinbringung aber nie 
partizipieren werden.

Parallel dazu gibt es 
zahlreiche Fälle von Gewalt 
gegen Frauen. Sie scheint 

nicht nur ein parallel zur Reichtumsak-
kumulation verlaufender Prozeß zu 
sein, sondern präzise damit gekoppelt. 
Es gibt seit dem Ende der Apartheid 
einen so ausgeprägten Diskurs über 
die Gleichheit und vor allem die Gleich-
wertigkeit aller Menschen. Und doch 
stellt seit dem Ende der Apartheid 
häusliche Gewalt ein ständig präsentes 
Thema dar.

i ch kann mich erinnern, vor Jahren 
an der University of KwaZulu-Natal 

ein Kunstfestival von Frauen besucht 
zu haben. Viele Vereinigungen boten 
Tanz und Musik dar, spielten kurze 
Theaterstücke – die Darbietungen 
waren einfach sehr schön und inspi-
rierend (und gar nicht als politische 
Performance gedacht). Und doch 
sah ich mir damals die Darbietungen 
an vor dem Hintergrund gerade neu 
herausgegebener Statistiken, die zum 
Beispiel festhielten, daß im Eastern 
Cape die Rate häuslicher Gewalt 
gegen Frauen besonders hoch war 
– und dort auf der Bühne traten einige 
Frauen aus dem Eastern Cape auf 
– denen ein Opfer-Sein natürlich nicht 
ins Gesicht geschrieben stand und 
die sich als solche sicher auch nicht 
verstanden.

In den Sinn kommt mir auch wieder 
eine Begegnung aus dem Jahr, als 
ich mich zur Forschung in Kapstadt 
aufhielt. Damals wohnte ich bei Freun-

s c h w e r p u n k t . . . . . . . . . . . . . . . . 

  81/14   INDABA6  

Korruption 
bestimmendes 

Thema

Kritische 
Tradition 
und die 

Gegenwart?



den in Mowbray, die mir das Bett ihrer 
Tochter überließen. Am Sonntag nahm 
mich die Familie mit zum Gottesdienst 
einer pentecostalen Kirche nach Han-
nover Park, einem Township, das einst 
für sogenannte Coloureds errichtet 
wurde und dessen Bevölkerung immer 
noch stark coloured ist. Es war das 
erste Mal, daß ich den Gottesdienst 
einer Pfingst kirche besuchte – und ich 
glaube, ich habe eine Soft-Variante 
erwischt. Während des Gottesdienstes 
gerieten insbesondere junge Frauen 
in Trance, die – wie mir die neben 
mir stehenden Frauen versicherten 
– „Muslim boyfriends“ hatten. Ich 
staunte, daß Frauen in interreligiösen 
Beziehungen sich ausgerechnet in 
einer Pfingstkirche gut aufgehoben 
fühlten – die ja nun doch meist ein 
sehr dezidiertes Christentum repräsen-
tieren. Aber vielleicht bieten solche 
Kirchen starke Rezepte gegen starke 
emotionale Spannungen, denen Men-
schen ausgesetzt sind.

Am Nachmittag versammelten die 
Frauen sich in dem Haus einer Frau, die 
hier mit ihrem Mann und ihren beiden 
Töchtern gelebt hatte. Ihr Mann war 
gewalttätig gegen sie geworden, hatte 
sie mit der Machete durch die Straßen 
gejagt, und sie war nun weggezogen, 
zur Miete in Kapstadt, hatte „ihr“ Haus 
vermietet – ohne allerdings Miete von 
den neuen Bewohnern zu bekommen. 
Nun trafen wir uns dort am Nachmit-
tag. Was zunächst als eine 
Geburtstagsfeier begann, 
mündete sehr schnell in einer 
Runde von Gesprächen. Die 
Frauen begannen, von ihren 
Gewalterfahrungen zu spre-
chen. Alle (!) dort Sitzenden 
hatten Gewalt ihrer Väter, Brüder, On-
kel, Männer oder Boyfriends erfahren, 
waren geschlagen und vergewaltigt, 
auch geschwängert worden. Die 
Kinder spielten draußen. Zwei kleine 

Babies wurden von Arm zu Arm unter 
den Müttern gereicht, während sie 
erzählten.

Ich war damals auf diese Gespräche 
gar nicht vorbereitet und muß geste-
hen, daß sie mich schlicht überforder-
ten. Dabei fiel mir auf, daß keine der 
dort anwesenden Frauen anderen etwa 
Ratschläge erteilte, wie sie sich denn 
verhalten könne, um etwas zu ändern. 
Es ging einfach ums Erzählen. Die 
neben mir sitzende Frau erklärte es 
mir: „This is how we help each other. 
We just listen.“

Seit einigen Jahren wer den auch 
viele mächtige Männer im Kontext 
von Gewalt gegen Frauen sicht bar. 
Zwelinzima Vavi zum Beispiel, Gene-
ralsekretär der COSATU, wurde der 
Vergewaltigung beschul-
digt. Die Ver gewaltigung 
stritt er ab, gab aber zu, 
seine Ehefrau betrogen zu 
haben – und betonte, daß 
er sich bei ihr entschuldigt 
habe. Über Jacob Zuma will 
ich an dieser Stelle gar nicht reden.

was diesmal fehlte: „witchcraft“. 
Es gab Jahre, in denen Hexerei 

in der Stadt ein dominantes Thema war. 
In einem sehr langen Interview, das ich 
im März 2003 mit Tsere Mona, einem 
jungen Mann aus Langa, über seine 
Schulausbildung und seinen Alltag 
führte, war das der rote Faden, auf den 

wir uns beide einließen. Als 
Township-Bewohner mit im-
mer wieder unterbrochener 
Schulausbildung sah Tsere 
einer unsicheren Zukunft 
entgegen: Geradezu täglich 
mußte er sich zu den Gangs 

positionieren, die seine Gegend domi-
nierten. Wie sollte er als junger Mann 
da herausgehen? „We have to become 
a man by the things that you do in the 
location, like show the respect, and 

respect everyone, not like shouting all 
the time, or doing naughty things. You 
see, only a man, like by your dignity, 
you have self-respect, ja, you are a 
man.“

Was hatte ihm das Ende der 
Apartheid gebracht? „1994 was the 
grand election, Mandela, he was the 
president of South Africa… but to me, 
change is… I see some of the change at 
school, even the houses, they will build 
houses for people to live, even school, 
we‘ve got textbooks free and stationary 
free, … but they even change not, you 
see, like to me, it‘s like the same, the 
same, in the apartheid time, because 
seriously, okay, there are changes but 
as a black when we are wearing Nike, 
or maybe a track suit of Nike, ja, you 

are a thug… if you are wear-
ing a track suit or a training 
shoe, or what, you are a thug 
to them.“

Heute hängen Flug-
blätter und Werbung an 
Elektrizitätsmasten und 

Kreuzungen. Gesucht und angeboten 
werden healing und medicines. In 
einer Großstadt wie Johannesburg 
verschmelzen viele Probleme: soziale 
und politische Umbrüche, die nicht nur 
in Johannesburg generiert werden, 
sondern insbesondere aus Zimbabwe 
und anderen Regionen des Kontinents 
dorthin gebracht werden, Urbanisier-
ung, Arbeitslosigkeit, ein kaum zu 
bestreitender Lebensunterhalt und 
Unterversorgung mit Unterkunft, Angst 
vor Fremden und Kriminellen, die per-
manente Gegenwart des Todes wegen 
Gewalt, Unfall, und Krankheit. Solchen 
Bedingungen der Ungewißheit ist ge-
schuldet, daß spirituelle und kommerzi-
alisierte healing-Angebote eine große 
Nachfrage genießen. Auch auf einem 
Sender wie Soweto TV ist zumindest 
das Sonntagsprogramm ganztägig 
durch die Übertragung von Gottes-

. . . . . . . . . . . . . . . .   s c h w e r p u n k t
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...spektrum...diensten, Propheteneinlassun gen 
usw. strukturiert. Denn ein gesundes, 
bedeutungsvolles, sicheres Leben ble-
ibt schwer zu organisieren, bleibt eine 
riesige nie enden wollende Herausfor-
derung. Zwischen diesen Polen, dem 
absoluten und aggressiven Reichtum 
und den Welten der Abgehängten, liegt 
die Welt einer Michelle, die 
sich als junge Promovendin 
eine Wohnung kaufen kann. 
Wie viele andere zählt auch 
sie zu solchen jungen Leute, 
die dableiben, die einen Unterschied 
machen wollen. Sie wollen nicht 
auswandern, wie um Beispiel viele 
Gesundheitsarbeiter, die dafür gute 
Gründe haben. Michelle, wie gesagt, 
ist eine junge Kollegin, herausragend 
qualifiziert nach gutem Abschluß, mit 
Kußhand von Standard Bank genom-
men. Doch eines Tages wurde sie 
einbestellt – nichtsahnend, wie sie 
sagt – mit vielen, vielen Kollegen, und 
allen wurden ihre bevorstehenden 
Entlassungen mitgeteilt. Anders als in 
andren Branchen bekam sie zumindest 
eine Abfindung. Aber sie war arbeitslos 
– und Arbeits losenunterstützung ist in 
Südafrika quasi nicht existent. Da sie 
aber schon nach kurzer Zeit eine Stelle 
als Lecturer und neuerdings sogar 
als Mitarbeiterin an der Wits erhalten 
konnte, war es ihr möglich, die Abfin
dung nicht für ihren Lebensunterhalt 
aufzubrauchen. Sie konnte sich eine 
Wohnung in Parkhurst kaufen. Das 
nun wiederum ist nicht schlecht – für 
eine Promovendin. In Oxford, wo sie 
ihren Master machte, wäre das völlig 
undenkbar gewesen. Und das ist ihr 
auch bewußt. Deshalb also unter an-
derem ihre Entscheidung in Südafrika 
zu bleiben: Weil für sie dort Chancen 
bestehen.

zum Schluß die Frage, wohin steuert 
dieses Land? Als Historikerin bin 

ich natürlich nicht besonders präde-
stiniert, hier Antworten zu liefern. Ich 
leite zwar Forschungsfragen aus den 
Bezügen der Geschichte zur Gegen-
wart ab, befasse mich aber mit der 
Langfristigkeit von erfolgten Transfor-
mation, bette diese in ein Herkommen 
ein, suche nach Brüchen und Kontinu-

itäten und immer auch den 
Menschen bzw. dem men-
schlichen Handeln darin. 
Ich interessiere mich sogar 
für Propheten aus dem 17. 

und 18. Jahrhundert – also alles weit 
zurückliegende und nicht unmittelbar 
auf eine Gegenwart zu beziehende 
Themen und Fokussierungen.

Trotzdem gehe ich mit Südafrika 
auf Tuchfühlung und versuche, Ent-
wicklungen einzuschätzen – weniger 
durch zahlenmäßige Erhebungen und 
auch nicht durch die Anwendung aus-
geklügelter Modelle (die aber oft auch 
nicht treffend vorhersagen).

Und was sehe ich?
• ein Klima, das zunehmend unge-

mütlicher wird;
• den festen Willen vieler, trotz aller 

Widrigkeiten mitbestimmen zu wollen, 
die Bereitschaft und die Kraft, sich 
aufzuregen;

• eine politisch für mich unabwäg-
bare Situation. Wahrscheinlich sollte 
man den Vortrag einer Person, die 
sich Wissenschaftlerin nennt, so nicht 
abschließen; aber für mich steht nicht 
fest, wie dies Land politisch in fünf 
Jahren aussieht.

Kirsten Rüther ist Professorin für Geschich-
te Afrikas an der Universität Wien (Institut 
für Afrikawissenschaften) mit den Arbeits-
schwerpunkten Kolonialismus und Chris-
tianisierung in Afrika; Professionalisierung 
afrikanischer Heiler in Südafrika; Familien 
und Verwandtschaftsforschung; Globale 
Dimensionen afrikanischer Geschichte.

Afrikanische Union. Mit einem 
„E-Mail aus der Zukunft“ forderte die 
Kommissionsvorsitzende der African 
Union, die frühere südafrikanische 
Außenministerin Nkosazana Dlamini- 
Zuma, die 22. Versammlung der Staats-
oberhäupter Afrikas zur Fortsetzung 
des Reformprogramms „Agenda 2063“ 
auf. Die routinemäßige Tagung wurde 
am 30. Jänner 2014 in Addis Ababa 
eröffnet.

Das E-Mail von „Nkosazana“ 
an einen hypothetischen „Kwame 
Nkrom“ schildert die Vision eines 
wirt schaftlich starken und autarken 
Kontinents: „Mein Freund, Afrika ist 
vom Rohstoff exporteur mit schrump-
fendem industriellen Sektor, der es im 
Jahr 2013 war, zu einem Exporteur von 
Nahrungsmitteln, zu einem globalen 
Zentrum der Produktion und zu einem 
wichtigen Wissensstandort geworden. 
Ein Kontinent, der zusätzlich zu fos-
silen Brennstoffen Wasser-, Sonnen-, 
Wind- und geothermale Energie nutzt. 
Ein Kontinent, der in Frieden lebt, weil 
die Ursachen von Konflikten beseitigt 
hat. Ein Afrika, das in seine Menschen 
investiert, vor allem in die Jugend und 
in die Frauen – sie sind es, die Frieden 
realisieren.“

INDABA schließt sich dieser Vision 
der Afrikanischen Union an. „Sie ist 
unmöglich, bis sie vollbracht ist“, so  
Dlamini Zuma.  

s c h w e r p u n k t . . . . . . . . . . . . . . . . 
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südliches afrika. . . . . . . . . . . . . . . 
Wirtschaftskrise in Zimbabwe. 

Nur unter Zusicherung der Anony-
mität nahm ein 43jähriger Vertreter 
des Industrieverbandes von Zimba-
bwe am 18. November zur aktuellen 
wirtschaftlichen Situation Stellung. 
Daß der Industriesektor in einer Krise 
ist, sieht auch der außenstehende 
Betrachter: Dutzende Fabriken im 
ganzen Land rosten vor sich hin, 
einstmals florie rende Industriezentren 
verfallen, ob sie je wieder in Gang ge-
setzt werden können, ist ungewiß.

Oberflächlich betrachtet sähe das 
Bild nach dem Sieg Robert Mugabes 
bei den Parlamentswahlen im Juli 
rosig aus, sagt der Repräsentant 
der Confederation of Zimbabwe In-
dustries (CZI): Die Prognosen seien 
positiv, die Landwirtschaft beginne 
sich zu erholen, die Inflation ist unter 
Kontrolle, und der Aktienmarkt belebt 
sich langsam wieder. Die Industrie 
aber, die ursprünglich ein Viertel des 
Bruttoinlandsprodukts erzeugte, liegt 
am Boden. Fabriken von Harare im 
Norden bis zur zweitgrößten Stadt des 
Landes, Bulawayo, im Süden arbeiten 
laut CZI nur zu einem Drittel ihrer 
Kapazität, mehr als die Hälfte noch 
unter dem Niveau des letzten Jahres. 
„Die Firmen brechen zusammen, es 
ist völlig unklar, welche Zukunft es 
geben wird“, sagt der ungenannt 
bleiben wollende Gesprächspartner 
des „Namibian“.

Zimbabwes neuer Finanzminister 
Patrick Chinamasa erwartet zwar ein 
Wachstum von 6,1% im Jahr 2014 
(heuer 3,4%), die Arbeitslosigkeit 
wird aber bei den geschätzten 80% 
(!) bleiben. Die Wirtschaft des Landes 
schrumpfte durch die politische Krise 
seit der Jahrtausendwende um et wa 
45%, erst nach der Formierung der 
Koalitionsregierung zwischen ZANU 
PF und den beiden MDCs gab es 
eine Erholung.

Industrievertreter kritisieren nicht 
direkt die Politik, berichten aber, 
daß das Vertrauen der Unternehmer 
seit dem überwältigenden Wahlsieg 
Mugabes Ende Juli (INDABA 79/13) 
wieder drastisch gefallen sei. Als eine 
Ursache des Niedergangs der Indu-
strie gilt die von Mugabe erzwungene 
„Indigenisierung“, aufgrund derer 
ausländische Firmen die Mehrheit der 
Anteile an Einheimische verkaufen 
mußten.

Einem Bericht der Financial Gazette 
vom 13. Februar zufolge herrscht 
Un  klarheit über die budgetären Aus-
wirkungen der zwischen Regierung 

und den Gewerkschaften des Öffentli-
chen Dienstes im Jänner vereinbarten 
Gehaltssteigerungen. Derzeit entfallen 
68% des Budget auf Gehälter, im 
laufenden Haushalt sind jedoch kei-
ne Anhebungen vorgesehen. Hinzu 
kommt, daß sich die Einnahmen der 
Regierung infolge eines wachsenden 
Handelsbilanzdefizits ungünstiger als 
prognostiziert entwickeln. 

Finanzmi nister Chinamasa wird 
mit der Aussage zitiert, daß die Lohn-
erhöhungen erst im April ausgezahlt 
werden können, obwohl eine rückwir-
kende Auszahlung ab Jänner verein-
bart wurde.

Neue Botschafter aus Namibia und Südafrika

Wir begrüßen die beiden neuen Botschafter:  Simon Madjumo Maruta 
aus Namibia und Tebogo Seokolo aus Südafrika. Die Überreichung der 
Beglaubigungsschreiben an Bundespräsident Heinz Fischer fand am 11. 
November 2013 bzw. am 16. Jänner 2014 statt.

Botschafter Maruta war bereits 1997-2002 als Erster Sekretär an der 
namibischen Botschaft in Wien. Von hier aus führte ihn seine Karriere nach 
Abuja (Nigeria). 2009 war er geschäftsführender Direktor im Außenmini-
sterium in Windhoek, ab 2010 Chargé d‘ Affaires an der Vertretung bei den 
Vereinten Nationen in Genf. 

Botschafter Seokolo begann seine Karriere an der südafrikanischen 
Botschaft in Den Haag und war zuletzt Botschafter seines Landes in der 
Türkei. Seit 2011 leitete er als Chief Director die Sektion für Westeuropa 
im Department of International Relations and Cooperation, dem südafri-
kanischen Außenministerium in Pretoria.

SADOCC wünscht beiden Spitzendiplomaten eine erfolgreiche Amtszeit 
und einen angenehmen Aufenthalt in Österreich und freut sich auf eine gute 
Zusammenarbeit!
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Konflikt mit Kupferkonzernen in 
Zambia. Der zambische Staatspräsi-
dent, Michael Sata, protestierte Anfang 
November gegen die Machenschaften 
der ausländischen Kupferkonzerne 
und drohte ihnen mit der Entzug ihrer 
Lizenzen, sollten die Massenentlas-
sungen von Arbeitern fortgesetzt 
werden. 

Eine Woche zuvor hatte Konkola 
Copper Mines, ein an der Londoner 
Börse notiertes Unternehmen, die 
Kün digung von 1.529 Arbeitern be-
kannt gegeben. Als Begrün dung wur-
de die Restrukturierung der Firma 
an gegeben, die infolge von stärkerer 
Mechanisierung und abnehmender 
Kupferhältigkeit des geförderten Erzes 
notwendig geworden sei.

Die Regierung von Präsident Sata 
sieht dies allerdings als ein vorgescho-
benes Argument. Die Kündigungen sei-
en in Wahrheit die Gegenmaßnahme 
der Konzerne gegen Anordnungen der 
Regierung, die auf stärkere Weiterver-
arbeitung des rohen Kupfers in Zambia 
selbst ausgerichtet seien.

Die Bergarbeitergewerkschaft, 
Mi neworkers Union of Zambia, fürch-
tet überhaupt eine Schließung des 
nationalen Bergbausektors, sollte 
sich die gegenwärtige Entwicklung 
fortsetzen.

Schon im Juni d. J. war es zu einem 
Konflikt zwischen der Regierung und 
den Konkola Copper Mines gekom-
men, als die Firma infolge sinkender 
Kupferpreise auf dem Weltmarkt 2.000 
Arbeiter freisetzen wollte, dies von Sata 
aber verhindert wurde. Im Oktober ver-
ursachte der Plan des Managements, 
nicht bezahlte Arbeitgeberbeiträge für 
die Sozialversicherung von den Löh-
nen abzuziehen, Aufregung.

2010 wurden die Konkola Copper 
Mines, die zwei Bergwerke betreiben 
und insgesamt etwa 8.500 Arbeiter 
beschäftigen, wegen Verschmutzung 

eines Flusses in der Copperbelt Prov-
ince zu einer Geldstrafe verurteilt. Dies 
waren allerdings nur 4.449 US$ - keine 
besonders wirksame Strafe.

Landflucht in Namibia hält an. 
Angesichts des ungebremsten Zuzugs 
von Menschen bleibe die Ent wicklung 
von Bauland sowie die Versor-
gung aller Menschen mit Wohnraum 
inklusive Wasser-, Abwasser- und 
Stromanschluß die größte Herausfor-
derung für die Hauptstadt Namibias. 
Das erklärte Bürgermeisterin Agnes 

Kafula, kurz nachdem sie am 2. 
Dezember als Stadtoberhaupt von 
Windhoek wiedergewählt worden war.  
Die Stadtverwaltung arbeite mit Un-
terstützung der Regierung daran, 
eine „bessere Wohnsituation für alle“ 
zu gewährleisten, sagte Kafula laut 
Bericht der Allgemeinen Zeitung. Sie 
erwähnte dabei das vor kurzem ge-
startete nationale Wohnungsbaupro-
gramm der Regierung, das staatliche 
Arbeitsbeschaffungs projekt TIPEEG 
sowie verschiedene Projekte mit pri-
vaten Partnern (PPP) zur Entwicklung 
von Bauland, zum Beispiel in Auasblick 
(Ext. 1) und Klein-Windhoek (Ext. 4). 

In einem „Jahresbericht 2013“, 
der zeitgleich herausgegeben wurde, 
wird zudem auf das Ende der Grund-
stücksversteigerungen eingegangen, 
um die Preisexplosion zu dämpfen. 
Bürgermeisterin Kafula bekannte sich 

deutlich zu dem Vorhaben, die Lebens-
qualität in den informellen Siedlungen 
zu erhöhen. Gleichzeitig räumte sie 
ein, daß es eine „wachsende Zahl 
von Haushalten“ gebe, „die es sich 
nicht leisten können zu zahlen, aber 
von städtischen Grundversorgungen 
für eine bessere Qualität des Lebens 
abhängig sind“.

„Wahlen“ in Swaziland. Wie 
berichtet (INDABA 79/13), fand der 
entscheidende Wahlgang für das 
House of Assembly in der absolutis-
tischen Königsdiktatur Swaziland am 
20. September statt. Laut der 2006 
verordneten Verfassung sind Parteien 
verboten, Kandidaten durften sich 
daher nur als Unabhängige bewerben. 
Welche Bedeutung das Parlament hat, 
ist unklar, weshalb mehrere opposi-
tionelle Parteien, darunter auch das 
People’s United Democratic Move-
ment (PUDEMO),  zu einem Boykott 
der Wahl aufgerufen hatten.

Im Vorfeld hatten sich etwa 69% der 
rund 600.000 möglichen Wähler/innen 
registriert, was gegenüber den letzten 
Wahlen von 2008 einen Rückgang von 
fast einem Viertel darstellte. In den 
Sommermonaten wurden in Volksver-
sammlungen, die von den traditionellen 
Chiefs geleitet werden, Kandidat/inn/
en in den 385 Chiefdoms (Imiphakatsi) 
des Königreichs nominiert. Mehrere 
Frauen wurden dabei abgelehnt, weil 
sie traditionellen Verhaltensnormen 
nicht entsprachen (zu wenig Trauer 
nach dem Tod des Ehemannes oder 
Tragen von Hosen). Aus diesen Listen 
wurde am 24. August 2013 jeweils ein 
Kandidat pro Chiefdom gewählt. Ob-
wohl diese Wahl geheim war, kam es 
zu zahlreichen Unregelmäßigkeiten, in 
einigen Wahlkreisen mußte die Wahl 
abgebrochen und wiederholt werden. 
Interessanterweise wurden bereits 
in diesem Stadium fünf amtierende 

südliches afrika . . . . . . . . . . . . . . . 
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Minister nicht wiedergewählt.
In der letzten Runde der Wahlen am 

20. September wurden 55 Abgeord ne te 
gewählt (jeweils der Stimmenstärkste 
eines traditionellen Wahlkreises, des 
sog. Tinkhundla). Die Wahlbeteiligung 
war mit angeblich rund 80.000 Per-
sonen sehr gering. Die 55 gewählten 
Parlamentarier dürfen gemäß Verfas-
sung keiner Partei zugeordnet werden, 
eine personelle Verschiebung im 
House of Assembly ist jedoch deut-
lich erkennbar: Nur zwei amtierende 
Minister und zwölf der Parlamentarier 
der letzten Amtsperiode konnten ihre 
Mandate behalten. Zu den gewählten 
Parlamentariern gehört auch der op-
positionelle Gewerkschaftsaktivist Jan 
Sithole.

Laut Verfassung werden zehn 
Mitglieder des Parlaments vom König 
bestimmt, und auch der von der Regier-
ung ernannte Attorney-General erhält 
ein Mandat. Die Legislaturperiode dau-
ert fünf Jahre. Von einer Beobachter-
kommission der Afrikanischen Union 
wurden die Wahlen in Swaziland 
kri tisiert, weil keine Parteien zugelas-
sen waren.

Swazi-Aktivist freigesprochen. 
Bheki Dlamini, der Vorsitzende 
des Swaziland Youth Congress 
(SWAYOCO), der Jugendorganisa-
tion von Swazilands größter (und 
verbotener) Partei PUDEMO (People’s 
United Democratic Movement), wurde 
nun von Terror-Anschuldigungen 
freigesprochen und am 25. Februar aus 
dem Gefängnis entlassen – nach einem 
in die Länge gezogenen Prozeß, der 
ihn drei Jahre im Gefängnis sitzen ließ.
Bhekis Mitangeklagter, Zonke Dlamini, 
wurde hingegen schuldig gesprochen 
und verurteilt. Bheki und Zonke waren 
unter dem  Swaziland Terrorism Act 
angeklagt worden, Brände in Häusern 
von Polizeibeamten und Parlaments-

abgeordneten gelegt zu haben. Er 
stritt dies jedoch ab, und SWAYOCO 
war immer der Meinung gewesen, daß 
er in eine Falle der Polizei geraten 
war. Bheki Dlamini sagte aus, von der 
Polizei gefoltert worden zu sein, damit 
er ein Geständnis ablege. 

SWAYOCO ist nichtsdestotrotz be-
reit, seinen Kampf um Demokratie und 
soziale Gerechtigkeit fortzusetzen. 

Korruption in Schulen. Ein Re-
port von Corruption Watch von An-
fang Februar 2014 kritisiert die hohe 
Bestechlichkeit in südafrikanischen 
Schulen. 12 % aller Beschwerden, 
welche die Organisation 2012 erhalten 
hatte, bezogen sich darauf.

Wie eine Sprecherin der Organisa-
tion, Patience Mkosana, bekanntgab, 
zeigten die Resultate der Untersu-
chung, daß vor allem Direktor/inn/en, 
Mitglieder der Schulgemeinschafts-
ausschüsse und, in geringerem Aus-
maß, Lehrer/innen das Schulsystem 
mißbrauchten, um sich selbst zu 
bereichern. Gelder zur Erhaltung und 
Renovierung der Schulen würden 
ebenso umgeleitet wie Budgetmittel 
für Lehrmaterialien und Schulbücher 
sowie für Schulmahlzeiten – ein Pro-
gramm, das Nelson Mandela als eine 
seiner ersten Regierungsmaßnahmen 
eingeführt hatte.

Der Untersuchung zufolge waren 
53% der über 3200 Befragten der An-
sicht, daß Korruption in den Schulen im 
Steigen begriffen wäre. Den Erzählun-
gen der Schüler/innen zufolge waren 
Gegenleistungen für bessere Noten 
sowie der Verkauf von Prüfungsfragen 
die häufigste Form von Bestechlichkeit 
– und es scheint keinen Unterschied 
zwischen öffentlichen und privaten 
Schulen zu geben.

Fast die Hälfte der Befragten war 
der Meinung, daß die Haltung des 
Direktors ausschlaggebend dafür 

südliches afrika. . . . . . . . . . . . . . . 
wäre, ob Korruption in der jeweiligen 
Schule verbreitet war oder nicht. 33% 
hielten eher die Lehrer/innen für ver-
antwortlich.

Der Studie zufolge hätte die Provinz 
Eastern Cape die meisten korrupten 
Direktor/inn/en, der Free State hinge-
gen die am wenigsten qualifizierten 
Lehrer/innen.

Eine 75-MW-Photovoltaik-Anlage 
ging am 13. September in Südafrikas 
nördlicher Kapprovinz in Betrieb, drei 
Monate früher als geplant. Damit ist das 
Kraftwerk, das von der norwegischen 
Firma Scatec Solar errichtet wurde und 
betrieben wird, das erste fertiggestellte 
Projekt aus dem sog. REIPPP-Pro-
gramm (South African Renewable 
Energy Independent Power Producer 
Procurement Programme).

Das Kraftwerk besteht aus mehr 
als 312.000 Solarmodulen, die auf 
einer 156 km langen Unterkonstruk-
tion angebracht sind, aus Gleichrich-
tern, Transformatoren und einer 
HV-Unterstation. Der Strom, der in 
der ans Netz gegangenen PV-An-
lage erzeugt wird, wird über eine 
20-jährige Stromvergütung verkauft, 
die mit Eskom, dem nationalen 
Ener gieunternehmen von Südafrika,  
vereinbart wurde. 

Die Jahresproduktion von 135 Mil-
lionen kWh reicht aus, um den Strombe-
darf von 33.000 Haushalten zu decken, 
und stellt eine CO2-Einsparung von 
jährlich fast 115.000 Tonnen dar.  
Das erforderliche Investitionskapi-
tal für das Pro  jekt wurde über die 
Standard Bank, die größte kommer-
zielle Bank Südafrikas, finanziert.   
Mitte 2014 sollen zwei weitere be-
reits in Bau befindliche Kraftwerke 
mit einer Kapazität von zusammen 
115 MW fertiggestellt werden (www.
oekonews.at).
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einer Öl- oder Gaslagerstätte und der 
Förderung normalerweise fünf Jahre 
vergehen, Investitionen in Milliarden-
höhe sind erforderlich, und dann erst 

wirft es Geld ab in Form von Royalties 
oder Förderzinsen. 

Ihre Sondierungsreise war also eher 
vorausschauend auf zukünftige Ge-
schäftsmöglichkeiten ausgerichtet? 

Staaten nicht immer begeistert sind 
über die Aktivitäten der Chinesen, 
weil die gleich mit 300, 500 Leuten 
kommen, während die europäischen 
Firmen gerade mal Schlüsselpersonal 
einsetzen, Ingenieure usw., und ihr 
Personal dann vor Ort holen. 

Da beginnt aber schon ein Problem. 
Wenn westeuropäische Fimen hinkom-
men, wollen sie vor Ort Facharbeiter 
rekrutieren, aber die gibt’s in Moçam-
bique nicht. Deshalb war unsere 
Wirtschaftsmission auch eher darauf 
ausgelegt, Firmen hinzubringen, die 
Schulungen machen können. Was wir 
natürlich gerne hätten als Wirtschafts-
kammer ist das duale Ausbildungs-
system, das sich in Österreich enorm 
bewährt hat, darum haben wir auch 
eine relative geringe Jugendarbeitslo-
sigkeit im Vergleich zu Spanien oder 
Portugal, und von Afrika will ich gar 
nicht reden.

Moçambique ist wirtschaftlich in-
teressant, sie haben Bodenschätze, 
jetzt auch beachtliche Vorkommen 
von Gas, auch ein bißchen Öl. Sicher, 
dieser Segen wird sich erst später 
auswirken, weil zwischen dem Fund 

Herr Präsident, laut World Economic 
Outlook des Internationalen Währungs-
fonds zählt Moçambique immer noch 
zu den ärmsten Ländern der Welt. 
Warum hat die Wirtschaftskammer 
trotzdem diese Reise organisiert?

Grundsätzlich ist zu sagen, daß die 
Europäer Afrika sträflich vernachlässigt 
haben, die Österreicher überhaupt. 
Mit Ausnahme von Nordafrika, wo es 
Öl- und Gasvorkommen gibt, und das 
über das Mittelmeer vor der Haustür 
liegt, haben wir in Afrika, also Zentral- 
und Südafrika, eigentlich nicht viel 
gemacht. Das rächt sich, weil die Chi-
nesen jetzt in ganz Afrika tätig sind und 
damit auch Zugriff auf die gewaltigen 
Ressourcen haben. 

Wir haben selber in der Nähe von 
Beira eine Freihandelszone besich-
tigt, die von den Chinesen errichtet 
wird, riesig. Wo dann voraussichtlich 
chinesische Firmen ihre Werkshallen 
errichten werden, zollfrei importieren, 
ihre Produkte erzeugen und dann 
wieder zollfrei rausbringen oder in 
Afrika absetzen werden. Allerdings 
habe ich auch gehört, daß afrikanische 

Wirtschaftsmission nach 
Moçambique
Infrastruktur und Ausbildung                                       
von Facharbeitern prioritär

Moçambique – spätestens seit der Entdeckung von Erdgasvorkommen 
wirtschaftlich im Aufschwung (INDABA 76/12) – wird von heimischen Firmen 
entdeckt. Insgesamt 16 Firmen und Institutionen beteiligten sich an einer von 
der Wirtschaftskammer Österreich organisierten Marktsondierungsreise nach 
Maputo und Beira, die von 13. bis 19. Oktober 2013 stattfand. Mit dem Leiter 
der Mission, WKÖ-Vizepräsident Richard Schenz, sprach Walter Sauer.

i n t e r v i e w
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Ja, wir hatten von Moçambique 

generell den Eindruck, daß es ein 
Land ist, das Zukunft haben könnte, 
wirtschaftlich ja auch beachtlich ge-
wachsen ist, durchschnittlich 10% von 
einem sehr niedrigem Niveau aus. 
Das Problem aber sind die fehlenden 
Facharbeiter, da müßte man einiges 
investieren, daß sie also die jungen 
Menschen zu Facharbeitern ausbilden. 

Das Land selbst ist sehr fokussiert 
auf Kleinlandwirtschaft, angeblich 
sind 90% der Frauen dort tätig. Die 
haben also ihren Gemüsegarten und 
pflanzen das an, was sie zum Essen 
brauchen. Auch 70% der Männer sind 
in der Landwirtschaft tätig. Da müßte 
man also einiges tun, um sozusagen 
die Landwirtschaft – das klingt zwar 
nicht sympathisch, es ist aber einfach 
so – zu industrialisieren.

Ein springender Punkt dabei sind 
allerdings die Eigentumsverhältnisse, 
derzeit ist Grund und Boden ja staatlich. 
Die Eigentumsverhältnisse sind für 
alle Investitionen relevant: Ich muß 
natürlich Land so besitzen können, 
daß ich es auch verkaufen kann, das 
heißt Land muß verkehrsfähig sein 

– sonst habe ich nichts zu belehnen 
bei der Bank.

Gab es schon konkrete Ergebnisse?

Es war eine Fact Finding-Missi-
on sozusagen. Wir wollten einmal 
schauen, was dieses Land braucht, 
was es bieten kann, wo es Koopera-
tionsmöglichkeiten gibt. 

Der Boden war gut vorbereitet, 
einerseits durch unseren Handels-
delegierten in Johannesburg und die 
Koordinatorin der Austria Development 
Agency (ADA), die vor Ort ist und uns 
sehr kompetent begleitet hat. Ande-
rerseits ist es für manche Firmen, die 
dabei waren, schon über das fact find-
ing hinausgegangen. Wir hatten schon 
im Februar eine moçambikanische 
Delegation unter Wirt schaftsmi nister 
Antonio Iroga bei einem Länderforum 
in Wien, das beinhaltet immer auch 
firmen oder branchenbezogene Kon
takte. Und da hat es in Bereichen 
wie Spitäler, Spitals  bau, Brückenbau 
oder bei Feuerwehr fahrzeugen schon 
Vorgespräche gegeben, es wurden 
Verträge un terzeichnet, die Projekte 

sind in Gang. Für diese Firmen war 
es praktisch ein Follow-up. 

Mein Eindruck von den Gesprächen, 
die wir in den verschiedenen Ministerien 
geführt haben, war ein sehr positiver. 
Die Wirtschaftsminister, der stellver-
tretende Finanzminister, der Präsident 
der Handels- und Industriekammer und 
die Beamten, alle waren durchwegs 
ausgezeichnet vorbereitet und sehr 
sachorientiert. Den Eindruck hatten 
wir schon von der Delegation gehabt, 
die im Februar in Wien war, sie waren 
nicht am Einkaufen interessiert, sie 
kannten ihre Materie gut und haben 
Verträge ausverhandelt. Das hat einen 
ausgezeichneten Eindruck hinterlas-
sen. Auch von den Firmen habe ich 
mehrheitlich sehr positive Reaktionen 
gehört: Die Gespräche waren gut, die 
Gesprächspartner waren die richtigen, 
also ich könnte mir vorstellen, daß es 
zu einem Follow-up kommt.

Und gab es auf moçambikanischer 
Seite Interesse für Berufsbildung?

O ja, das kann man schon sagen. 
Wie ernst es ist, weiß ich natürlich 
nicht. Es waren einige Firmen mit, die 
in berufl icher Bildung tätig sind und 
Trainer/innen ausbilden, die dann vor 
Ort selber tätig werden können. Die 
meisten teil neh menden Firmen waren 
aller dings an Infrastruktur interes siert, 
wobei ich jetzt auch Spitäler zur In-
frastruktur rechne. Außerdem ist es 
notwendig, daß es in Moçambique ei ne 
leistungsfähi ge Nord-Süd-Verbin dung 
gibt, die meis ten Straßen und Eisen-
bahnen gehen von Westen nach Osten 
zu den Hafenstädten, die sind wichtig 
für den Erz- und Kohletransport aus 
den westli chen Nachbarländern und 
leider zu wenig tragfähig, aber ganz 
deutlich wurde gesagt, daß auch eine 
leistungsfähige Nord-Süd-Verbindung 
fehlt.

i n t e r v i e w
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sollte. Da sollte man mehr machen. 
Sicher, wenn man sich die Budgetsitu-
ation anschaut... aber ehrlich gesagt, 
finde ich es wichtig, daß wir uns da 
mehr deklarieren.

Zusammenfassend – was ist Ihr per-
sönlicher Eindruck von Moçambique? 
Sie haben ja viel Erfahrung im Nahen 
Osten und in Osteuropa, und jetzt 
entdecken Sie sozusagen auch das 
Südliche Afrika?

Moçambique hat, denke ich, eine 
sehr gute Zukunft. Denn sie haben 
Bodenschätze, keine Fra ge, sie haben 
ideale Böden für die Landwirtschaft, 
sie haben Häfen, und mit Ausbau 
der Infrastruktur würden diese noch 
mehr genutzt werden können. Und sie 
müssen halt einen Schwerpunkt auf 
Facharbeiterausbildung legen. Das ist 
mein Eindruck. Voraussetzung: daß 
Frieden ist und sich die Regierung auch 
beeinflussen läßt bezüglich Admini
stration, Steuergesetzgebung usw. und 
zwar in erster Linie von Europäern, mir 
sind europäische Fachleute lieber als 
die amerikanischen. Die Amerikaner 
überfordern oft ein Land mit ihren 
Ideen, während die Europäer doch ein 
bißchen mehr Gefühl haben. Also die 
Reise war insgesamt positiv, sodaß 
ich mir vorstellen kann, daß Moçam-
bique in der Wirtschaftskammer nicht 
mehr von der Landkarte verschwinden 
wird.

Dr. Richard Schenz (73) ist Vizepräsident 
der Wirtschaftskammer Österreich und 
Präsidiumsmitglied der Industriellenver-
einigung; 1992-2001 Generaldirektor und 
Vorstandsvorsitzender der ÖMV, 2001-09 
Kapitalmarktbeauftragter der Bundes-
regierung. Für die Ermöglichung des 
Interviews danken wir Mag. Ulrike Straka, 
Regionalmanagerin in der WKÖ für Afrika 
und Nahost.

Österreich hat in Moçambique früher 
eine große Tradition gehabt im Bahn-
bau, Gleisbau, Lokomotiven usw., 
was aus wirtschaftlicher, aber auch 
ökologischer Sicht sehr sinnvoll war, 
dann aber eingeschlafen ist. Glauben 
Sie, daß das wieder ein Schwerpunkt 
werden könnte?

Ja, ich bin überzeugt davon. Es 
waren zwar interessanterweise keine 
entsprechenden Firmen mit, aber wir 
haben die Werbetrommel gerührt für 
die Firmen, die im Infrastrukturbau 
besonders gut sind, im Gleisbau, bei 
Weichen oder Stahlschienen – da 
haben wir schon einiges zu bieten! 
Und auch auf Straßen-, Tunnel- oder 
Brückenbau sind wir spezialisiert. Wir 
haben auch über Wasserversorgung 
und Lebensmittelerzeugung gespro-
chen. Das könnte für österreichische 
Firmen, die ja qualitativ gute Produkte 
erzeugen, sicherlich interessant sein. 
Wir haben zum Beispiel einen Milch-
bauern getroffen, der hunderte Kühe 
hat. Aber was fehlt, sind Weiterverar-
beitungsfirmen, wie Käsereien.

Sie haben vorhin die ADA erwähnt. 
Sicher verfolgen Sie auch die Dis-
kussion über die österreichische 
Ent   wicklungspolitik, immerhin würde 
mehr Entwicklungszusammenarbeit 
ja auch kaufkraftstärkend wirken, was 
für exportierende Firmen in Österreich 
oder anderswo wichtig wäre. Seit 
Jahren erreicht Österreich aber das in 
der OECD vereinbarte 0,7 %-Ziel nicht. 
Würden Sie der These zustimmen, daß 
Österreich schon aus ökonomischen 
Überlegungen heraus entwicklungs-
politisch großzügiger sein sollte?

Ich glaube ja, und zwar v.a. aus dem 
Grund, daß man in bestimmten Län-
dern, die für uns interessant sind, auch 
einen Namen haben oder bekommen 

i n t e r v i e w
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Verhandlungen & Kämpfe
Während die Kämpfe zwischen 

Regierungstruppen und der Renamo-
Armee um Gorongosa anhalten, sind 
die Bemühungen um eine Lösung 
einen Schritt weitergekommen. 
Wie die Agencia de Informacão de 
Moçambique am 24. 2. meldete, 
nahm die Nationalversammlung 
einen von Renamo eingebrachten 
Gesetzesvorschlag zur Wahlreform 
einstimmig an. Die zuvor heftig debat-
tierten Maßnahmen sind eine Konse-
quenz aus den massiven Fälschun-
gen bei den letzten Kommunalwahlen 
bzw. den Unzulänglichkeiten der 
Wahlkommission (INDABA 79/13). 
In den wichtigen Städten Quelimane 
und Beira hatte eine junge Opposi-
tionspartei, die Demokratische Bewe-
gung von Moçambique (MDM), klar 
die Mehrheit erreicht; das Ergebnis 
in zehn Gemeinden wurde wegen 
grober Irregularitäten beeinsprucht.

 Renamo hatte an den Wahlen 
nicht teilgenommen. Bei den für 
15.10. geplanten Parlaments- und 
Präsidentenwahlen ist ein neu   erlicher 
Wahlboykott unwahr scheinlich, weil 
von den Gehältern der Parlamentarier 
ein großer Teil der Parteifinanzen 
abhängt. Frelimo hofft auf eine Teil-
nahme der Renamo, um dadurch 
das MDM-Wachstum zu stoppen. 
Daher die Einigung auf die neuen 
Wahlgesetze, welche die Kommis-
sionen personell aufblähen und 
den Prozeß noch mehr politisieren. 
Moçambique hat 141 Wahlkreise 
und 23 Städte – das ergibt Tausende 
von renumerierten Mandaten in den 
Wahlkommissionen, mit denen die 
Parteien „verdiente Anhänger“ be-
lohnen können. Daß sich dadurch 
wirklich die Effizienz der Wahlen 
verbessert, ist zu be zweifeln. 
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d ie Weltöffentlichkeit schenkt der 
Tatsache, daß Südafrika seine bi-

lateralen Investitionsschutzabkommen 
(BITs) mit den europäischen Staaten 
einseitig kündigt, große Aufmerksam-
keit. Etliche Kommentatoren sehen in 
dem politischen Schritt die Übernahme 
der Federführung Südafrikas bei dem 
Versuch, die Rechte und Pflichten von 
Staaten und ausländischen Investoren 
wieder in Balance zu bringen. Nobel-
preisträger Joseph Stiglitz gratuliert 
Südafrika zu dem entwicklungspoli-
tisch so wichtigen Schritt, sich zu 
seiner Rechtsstaatlichkeit zu beken-
nen; andere Länder sollten sich dem 
anschließen. 

Andere wiederum bringen ihr Miß-
fallen zum Ausdruck. Europäische 
Diplomaten und Beamte hätten gerne 
ein neues unilaterales Abkommen mit 
Südafrika verhandelt und sehen mit der 
Kündigung ausländische Investoren 
in Südafrika verunsichert, was das 
Investitionsklima gefährde. EU-Han-
delskommissar Karel de Gucht ging 
gar so weit, die BITs-Kündigung als 
„schlechte Politik“ zu brandmarken. 

Bilaterale Investitionsschutzab-
kommen – solche gibt es mittlerweile 
mehr als 4000 an der Zahl – werden 
traditionellerweise zwischen Industrie- 
und Entwicklungsländern abgeschlos-
sen. Um zusätzliche Investitionen 

anzulocken, verspricht das Gastland 
darin weitreichende Investorenrech-
te (Inländergleichbehandlung, faire 
und gerechte Behandlung, prompte 
Entschädigungszahlung bei Ent eig-
nung bzw. Maßnahmen mit „ent-
eignungsähnlicher Wirkung“, freier 
Kapitelverkehr) sowie bei Verletzung 
derselben die Möglichkeit, nationale 
Gerichte auszusparen und direkt ein 
privates ad hoc-Schiedsgericht an-
zurufen. Südafrika schloß nach der 
Wende mit europäischen Ländern 
zahlreiche Investitionsschutzabkom-
men mit einer Laufzeit von zehn Jahren 
und automatischer Verlän-
gerungsklausel ab, um sich 
als investitionsfreundliches 
Gastland zu präsentieren. 
Bis 2013 waren es 47.

d ie Kündigung der BITs ist wohl 
die einzig richtige Reaktion auf 

die Klage „Foresti gegen Südafrika“, 
mit der der italienische Granitberg-
baubetreiber die Black Economic 
Empowerment-Politik vor einem pri-
vaten ad hoc-Schiedsgericht bekämpft 
hatten. INDABA informierte seinerzeit 
ausführlich darüber (INDABA 67/10). 
Südafrika ist zu diesem mutigen 
Schritt zu gratulieren – nur wenige 
Regierungen zeigen den politischen 
Mut, Fehler in ihrem Handeln einzu-

gestehen und Konsequenzen zu 
ziehen.Zur Erinnerung: Die Mitglieder 
der italienischen Familien Foresti, Carli 
und Conti, die ein südafrikanisches 
Granitbergbauunternehmen betreiben, 
fühlten sich durch das Black Economic 
Empowerment-Gesetz in ihren Besitz-
rechten verletzt und klagten den südaf-
rikanischen Staat Anfang 2005 wegen 
Enteignung. Sie argumen tierten, daß 
das alte Bergbaurecht durch das 
Gesetz aufgehoben würde, ohne daß 
es ein rechtsstaatliches Entschädi-
gungsverfahren gegeben hätte. Die 
Eigentumsrechte seien durch die Auf-

lagen, im Apartheidregime 
ökonomisch marginalisier-
te Bevölkerungsgruppen 
zu bevorzugen, entwertet 
wor den, und forderten eine 

Entschädigungssumme von 270 Mio. 
Euro. 

Das ISCID-Schiedsgericht behan-
delte den Fall nicht abschließend, weil 
der Regie rungsvertreter Südafrikas 
Ausgleichsangebote machte, um eine 
Einigung außerhalb des Verfahrens zu 
erzielen. Diese Einigung bestand darin, 
daß für die Granitindustrie das Black 
Economic Empowerment-Gesetz ab-
ge ändert wurde. 

Politisch geriet die Regierung damit 
unter massiven Druck, weil offenkundig 
wurde, daß multinationale Konzerne 

Neue Wirtschaftspolitik
Südafrika kündigt Investitionsschutzabkommen

Geteilte Reaktionen auf die einseitige Kündigung mehrerer Investitions-
schutzabkommen mit europäischen Staaten durch Südafrika (INDABA 76/12). 
Während die EU-Kommission verärgert ist, begrüßen entwicklungspolitische 
Kreise die neue Politik von Wirtschaftsminister Rob Davies. Elisabeth Beer über 
die Hintergründe.

s ü d a f r i k a
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mit ihrem exklusiven Klagsrecht Staa-
ten erpressen können. Der südafri-
kanischen Regierung ist dabei durch-
aus zugute zu halten, daß sie rasch in 
eine Reflexionsphase gegangen ist. 
Andere Länder, wie beispielsweise 
Deutschland, das vom schwedischen 
Energiekonzern Vattenfall bereits das 
zweite Mal – diesmal wegen dem Atom-
ausstiegsgesetz – verklagt wurde, 
sind weit davon entfernt, öffentlich 
Selbstkritik zu äußern. 

Die südafrikanische Regierung 
setzte eine Untersuchungskommis-
sion ein. Diese sollte klären, wie es 
überhaupt dazu kommen konnte, daß 
Südafrika BITs mit Vertragstexten ab-
geschlossen hat, die den grundsätzli-
chen gesellschaftspolitischen Zielset-
zungen des Landes entgegenlaufen. 
Der Bericht, der 2009 vorgelegt wurde, 
geht kritisch mit der Verwaltung, aber 

auch mit der Politik zu Gericht und 
macht Vorschläge für eine künftige 
Investitionspolitik. Er konstatiert, daß 
die Beamt/inn/en nur im Interesse 
der Kapitaleigner gehandelt hätten, 
ohne Schutzklauseln für gesellschafts-
politische oder öffentliche Interessen 

vorzusehen. Folgenabschätzung und 
Politikkohärenz wurden nicht bedacht. 
Die Kommission zieht die Schlußfolger-
ung, daß die abgeschlossenen BITs 
nicht im langfristigen Interesse Südaf-
rikas seien und diese daher 
neu zu verhandeln sind. 

da die Verträge auf zehn 
Jahre abgeschlossen 

wurden, dauerte die Umset-
zung der Kommissionsem pfehlungen 
einige Jahre. Mit Ablauf der Frist kün-
digte Südafrika 2013 die europäischen 
BITs, darunter auch jenes mit Öster-
reich.

Handels- und Industrieminister Rob 
Davies argumentiert, daß Südafrika 
sich nach der Unabhängigkeit gezwun-
gen gesehen habe, BITs auf Kosten 
der nationalen Handlungsspielräume 
abzuschließen, um der westlichen 

Wirtschaft zu signalisieren, daß 
sie investorenfreundliche Rah-
menbedingungen im Neuen 
Süd  afrika vorfinden würde. Die 
Abkommen wurden allerdings 
schlecht vorbereitet, und so schli-
chen sich schwere Mängel ein. In 
der Zwischenzeit habe Südafrika 
der Welt zeigen können, daß es 
einen gefestigten Rechtsstaat 
habe und seine Verfassung oh-
nehin Investitionsschutz für alle 
gewähre. 

Die BITs gewähren auslän-
dischen Investoren, die sich 
zum Zeitpunkt der Kündigung im 
Gastland befinden, noch weitere 

20 Jahre Investitionsschutz. Diese 
„Sunset-Klausel“ stellt sicher, daß 
nicht in die Rechte der getätigten Inves-
titionen eingegriffen werden kann. Nur 
für zukünftige ausländische Investoren 
gelten die gekündigten BITs nicht. 

Südafrika legte den gekündigten 
BITs-Partnerländern einen Vertrags-
entwurf für einen alternativen Inve-

stitionsschutz zur Begutachtung vor. 
Eine Promotion and Protection of 
Investment Bill soll die BITs ersetzen 
und Rechte und Pflichten des Staates 
sowie der Investoren regeln, unabhän-

gig ob diese inländische 
oder ausländische sind. Für 
Gesetzesverletzungen sol-
len nationale Gerichte sowie 
die Berufungs instanzen 
zu  ständig sein. 

Verfechter der BITs kritisieren, 
daß die Promotion and Protection 
of Investment Bill nicht den hohen 
Schutzstandards der BITs entspricht. 
Der Gesetzesentwurf gewähre den In-
vestoren keine exklusiven Klagsrechte 
und keine „faire und gerechte“ Behand-
lung, das Einfallstor für die meisten 
Investorenklagen. Die Einschränkung 
der Exklusivrechte ausländischer In-
vestoren dürfte aber durchaus politisch 
gewollt sein! 

Südafrika ist mit diesem politischen 
Schritt nicht das erste und einzige 
Land. Bolivien z. B. hat vor einigen 
Jahren unmittelbar die Konsequenzen 
aus der eklatanten Interessensschief-
lage in den abgeschlossenen BITs 
gezogen und in der neuen bolivia-
rischen Verfassung die Kündigung 
und anschließende Neuverhandlung 
von Investitionsabkommen binnen 
vier Jahren verankert. Ebenso hat 
Venezuela seine BITs nach zahlreichen 
Klagen von US-amerikanischen Multis 
gekündigt. Seit Jahren artikulieren sich 
in Südamerika, dem Kontinent mit den 
meisten Klagsfällen, viele kritische 
Stimmen, auch auf Regierungsebene. 
Und Brasilien und Indien haben über-
haupt nie BITs abgeschlossen.

Elisabeth Beer ist Referentin in der Ar-
beiterkammer Wien und beschäftigt sich 
unter anderem mit den Auswirkungen der 
globalisierten Wirtschaft auf die sozialen 
Grundrechte.

s ü d a f r i k a
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Südafrika 
in guter 

Gesellschaft

Finanzminister Pravin Gordhan, ein führender 
Gestalter der Wirtschaftspolitik



trotz einiger Verbesserungen nach 
der Unabhängigkeit ist Namibia im-

mer noch tief gespalten und geprägt von 
großer Ungleichheit bezüglich Einkom-
men und Lebensstandard. Vor mehr 
als zehn Jahren rief die namibische 
Regierung eine Steuerkommission 
ins Leben, wel che die Steuergesetze 
und Re gelungen des Landes unter-
suchen und Verbesserungsvorschläge 
machen sollte. Diese Kommission 
schlug unter anderem die Einführung 
eines Grundein kommens für alle Na-
mibianer/innen vor. Gedacht war an 
etwa 100 Nam-Dollar (ca. 8 Euro) pro 
Person pro Monat. Dies sollte von der 
Geburt bis zum Erreichen des Renten-
alters ausgezahlt werden. 

Die Kommission sagte, daß ein sol-
ches Grundeinkommen die enormen 
sozia len Ungleichheiten verringern 
würde und der Ungleichheitsindex (der 
GiniKoeffizient) in Namibia von 0.7 auf 
0.6 fallen würde. Die Steuerkommis-
sion schlug vor, das nötige Budget für 
ein Grundeinkommen durch Steuerän-
derungen nach dem Prinzip der Umver-
teilung zu finanzieren.

Trotz dieser Empfehlung 
hat die namibische Regie-
rung bisher kein Grundein-
kommen eingeführt. Wi-
derstand gab es z. B. im 
Finanzministerium, aber auch vom 
Internationalen Währungsfond (IWF), 
der ein Grund einkommen kategorisch 
ablehnt und starke Lobbyarbeit gegen 

die Idee betreibt. Andererseits standen 
aber auch einige Politiker dieser Idee 
offen gegenüber wie z. B. Premiermi-
nister Hage Geingob. 

Die Idee des Grundein-
kommens für alle fand auch 
gro  ße Unterstützung bei 
Kir    chen, Gewerkschaften, Ju  -
gendorganisationen, AIDS-
Gruppen und anderen Nicht-
Regie rungsorganisationen. 
Sie gründeten im Jahre 
2004 eine Grundeinkom-
menskoalition, die es sich 
zur Aufgabe machte, die 
namibische Bevölkerung und 
Regierung von der Idee zu 
überzeugen.

n ach zweijähriger Kam-
pagne war die Regierung 

aber immer noch nicht wil-
lig, das Grundeinkommen 
einzuführen. Die Koalition 
beschloß daher, das Grund-
einkommen für zwei Jahre 
als Pilotprojekt in einem Ort 

einzuführen. Die-
ses Projekt wurde wissen-
schaftlich begleitet, um die 
prak tischen Auswirkungen 
genau zu dokumentieren. 
Die Ortschaft Otji vero im 

Omitara-Distrikt im Osten Namibias 
wurde für das Pilotprojekt ausgewählt. 
Dort lebten etwa 1.000 Leute unter 
sehr armen Verhältnissen in einer Well-

Grundeinkommen:
Ernüchterung nach hoffnungsvollem Anfang

Abwertende und schlecht informierte Bemerkungen des Präsidenten be-
deuteten für das Basic Income Grant-Projekt Namibias das Aus. Hilfsgelder 
deutscher Kirchen fließen fallweise nach Otjivero. Herbert Jauch zieht Bilanz.

blechsiedlung, umgeben von weißen, 
überwiegend wohlhabenden und 
deutschstämmigen Farmern. Die Koali-
tion sammelte Gelder in Namibia selbst 

sowie auch von Kirchen in Deutsch-
land, um das Projekt in Otjivero zu 
finanzieren.

Vor der Einführung dieses Grund-
ein  kommens war die soziale Lage der 
meisten Einwohner Otjiveros erschre-
ckend. Un  terernährung, Hun  ger, Ar-
beitslosigkeit und Hoffnungslosigkeit 
prägten das Leben. Bereits nach 

n a m i b i a. . . . . . . . . . . . . . . . . . 

INDABA   81/14 17 

Extrem 
ungleiche 
Verteilung

Herbert Jauch mit den Teilnehmer/inne/n der ÖNG-Studienreise 
2013 in Katutura



we n i  ger als einem Jahr zeigten sich 
aber deutlich positive Auswirkungen. 
Der relative kleine Betrag von N$ 100 
pro Person führte dazu, daß Haus-
halte genügend Grundnahrungsmittel 
hatten, daß Kinder regelmäßig zur 
Schule gingen und das Schulgeld 
bezahlt wurde; daß die Einwohner im 
Krankheitsfall zur Klinik gehen und die 
Gebühr bezahlen konnten; daß AIDS-
Patienten die Medikamente auf vollem 
Magen einnehmen konnten, weil sie zu 
essen hatten. 

Einige Haushal te be gannen sogar 
ihr eigenes Geschäft aufzubauen, zum 
Beispiel durch Her stellung und Verkauf 
von Kleidern und Ziegelsteinen. Selbst 
einige der Wellblechhäuser zeigten 
schon Veränderungen: Plastik wurde 
durch neues Wellblech oder Ziegel-
steine ersetzt.

d ies alles zeigte, daß die Einfüh-
rung eines Grundeinkommens ein 

wichtiges Instrument zur Armutsbekäm-
p    fung sein kann. Das Pilotprojekt in 
Otjivero lief bis Ende 2009, und die 
Grundeinkommenskoalition hatte ge-
hofft, die Skeptiker und die namibische 
Regierung von der Idee zu überzeugen. 
Trotz der ermutigenden Ergebnisse 
in Otjivero gab es aber Widerstand 
aus konservativen Kreisen, und das 
politische Blatt wendete sich gegen 
die Idee, als im Jahre 2012 sowohl 
der vorige namibische Pre-
mierminister Nahas Angula 
als auch Präsident Pohamba 
sich gegen ein landesweites 
Grundein kommen ausspra-
chen. Sie benutzten das 
Argument, daß ein Grund einkommen 
die Menschen faul machen würde, 
und daß es wichtiger sei, Arbeit zu 
schaffen, als einfach Geld zu geben. 
Obwohl diese Ansichten in krassem 
Gegensatz zu den Ergebnissen aus 
Otjivero standen, führte der politische 

Opportunismus unter Politikern dazu, 
daß die Grundeinkommensidee kaum 
noch diskutiert wurde. Niemand wollte 
dem Präsidenten widersprechen.

für die BIG-Koalition war dann Um-
denken angesagt, denn es zeigte 

sich, daß es ohne massive Forde-
rungen von der Basis für die 
Einführung eines landes-
weiten Grund einkommens 
kein Weiterkommen geben 
konnte. Es kam aber bisher 
weder zu Demonstrationen 

noch zu anderen öffentlichen Forde-
rungen, und die Mitgliedsorganisa-
tionen der Koalition brachten keine ak-
tive Mobilisierung ihrer Mitglieder auf 
die Beine. Daher sitzt die Kampagne 
für ein Grundeinkommen in Namibia 
momentan fest, und neue Initiativen 

sind nötig, um sie wiederzubeleben.
Für die Einwohner/innen von Otji-

vero ist die Situation bedrückend. Nach 
dem Ende des Pilotprojektes wurde 
noch ein Überbrückungsgeld von N$ 
80 (ca. 7 Euro) gewährt. Aber selbst 
dieses Geld wird seit 2012 nur noch 
unregelmäßig ausgezahlt, weil die 
Spendengelder auslaufen. Otjivero 
droht der Rückfall in die brutale Armut 
der Zeit vor dem Grundeinkommen. 
Dies wäre nicht nur eine humanitäre 
Ka tastrophe, sondern würde auch 
Otjivero als weltweites Modell eines 
Dorfes mit Grundeinkommen zer-
stören.

 

Herbert Jauch arbeitet in Namibia als frei-
schaffender Arbeitsforscher und organisiert 

Arbeiterbildungsprogramme.

n a m i b i a . . . . . . . . . . . . . . . . . .  
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positiv

Abkommen Namibia – China
China und Namibia unterzeichneten am 18. November 2013 ein 

Wirtschafts- und Unterstützungsabkommen, demzufolge China dem süd-
westafrikanischen Land 150 Mio Renminbi Yuan (umgerechnet etwa 25 
Mio. US-$) für die Verbesserung der Infrastruktur zur Verfügung stellen 
wird. Beide Regierungen entscheiden gemeinsam über die Verwendung 
der Mittel. Als Schwerpunkte wurden bisher Phase 2 der Errichtung eines 
National Youth Service College, die Herstellung von Bohrlöchern in allen 
vierzehn Regionen sowie der Ausbau der Straßenverbindung zwischen 
Swakopmund und Henties Bay vereinbart.

China sei bereit, erklärte Botschafter Xin Shunkang bei der Vertrags-
unterzeichnung, Namibia auch seine Erfahrung in Sachen sozialer Refor-
men zugänglich zu machen, und kündigte weitere Unterstützungen in den 
kommenden Jahren an.

Tom Alweendo, Generaldirektor in Namibias National Planning Com-
mission, dankte für die großzügige Spende und versprach eine rasche 
Umsetzung der vereinbarten Maßnahmen. Als Zeichen der guten bilateralen 
Beziehungen beider Staaten erwähnte Alweendo den vor kurzem zustan de-
gekommenen Vertrag zwischen der namibischen Hafenbehörde und einer 
chinesischen Firma betreffend den weiteren Ausbau von Namibias Häfen. 
Er drückte auch die Hoffnung auf mehr chinesische Direktinvestitionen in 
Namibia aus: „Dann werden wir imstande sein, unsere Wirtschaft schneller 
auszubauen, als das heute der Fall ist“, sagte Alweendo.



im letzten Jahrzehnt kamen Hirten 
auf der Suche nach Wasser und Wei-

deland mit zehntausenden Nutztieren 
ins Delta. Wie die Bezirksbeauftragte 
von Pangani, Hafsa Mtasiwa, be-
richtet, sahen sich die Massai nach 
der Übernutzung ihrer traditionellen 
Gebiete gezwungen, sich nach neuen 
Weidegebieten umzusehen. 
In den letzten drei Jahren hat-
ten 2.987 Hirten fast neunzig-
tausend Kühe und noch mehr 
Ziegen in das Tieflandbecken 
getrieben und dabei wert-
volles Agrarland zerstört. 

Die Regierung des ostafrikanischen 
Landes versuchte zwar, den Zuzug so 
vieler Menschen und Tiere zu kontrol-
lieren, doch forderten Koordinierungs-
schwächen ihren Tribut. 

„Wir haben es hier mit einem sehr 
komplexen Problem zu tun“, betont 
Mtasiwa. „Um es zu lösen, wäre ein 
allgemeiner Konsens zwischen beiden 
Parteien vonnöten.“ 

Die wachsende Nachfrage nach 
Wasser und Land setzt dem 48.000 
Quadratkilometer großen Flußdelta zu. 
Nach Angaben der Initiative für Wasser 
und Natur des Weltnaturschutzbundes 
(IUCN) leben im Pangani-Becken 
rund 3,4 Millionen Menschen. „80 
Prozent hängen von der Subsistenz-
landwirtschaft ab, und unter dem 

Rückgang der Wasserreserven leiden 
vor allem die Ärmsten der Armen.“

das tanzanische Amt für Meteorolo-
gie (TMA) führt den Rückgang der 

Wasserreserven in den letzten zehn 
Jahren auf Veränderungen der Nieder-
schlagsmuster zurück. Hatten einige 

Gebiete vor einer Dekade 
noch jährlich 990 Millimeter 
Regen verzeichnet, ist die 
Menge inzwischen auf die 
Hälfte zurückgegangen. 
„Die Auswirkungen des 
Klimawandels lassen sich 

nur sehr schwer voraussagen. Sie sind 
nicht immer gleich. Es kommt vor, daß 
es nach einer Dürre zu 
Überschwemmungen 
kommt. Deshalb ist 
es so wichtig, daß wir 
uns den Klimaanoma-
lien anpassen“, unter-
streicht die TMA-Gene-
raldirektorin Agnes Ki-
jazi im Telefongespräch 
mit IPS.

Der größte Teil des 
Wassers wird vorwie-
gend für die Bewässe-
rung und Stromgewin-
nung verwendet. Auf 
der Webseite des Clim-
A-Net-Projekts der Carl 

von Ossietzky Universität Oldenburg, 
das wissenschaftliche Erkenntnisse 
über den Klimawandel generieren 
soll, heißt es, daß „fast 90 Prozent 
des Oberflächenwassers des Pangani
Beckens in die Bewässerung und die 
Stromgewinnung geht“.  

„Wir schlagen uns auf der Suche 
nach Wasser viele Nächte um die 
Ohren. Das wenige, das wir finden, ist 
für unsere Tiere bestimmt. Wir haben 
so viele Kühe verloren“, klagt Vincent 
Ole Saidim, ein junger Massai aus 
Pangani. „Die Bauern sollten auch 
unsere Lage verstehen.“ Doch die 

Wenig Wasser im Pangani-Delta 
Klimawandel und Übernutzung führen zu Konflikten

Im Delta des Flusses Pangani im Nordosten Tanzanias wird die Gefahr von 
Wasserkonflikten immer größer. MassaiHirten und Bauern, die beide auf das 
kostbare Naß dringend angewiesen sind, kommen sich hier ins Gehege. Vieh- 
und Landwirtschaft verschärfen die klimabedingten Probleme noch weiter, 
schreibt Kizito Makoye (ips). 

Nieder 
schläge
halbiert

Fast vertrocknetes Flußbett des Pangani

t a n z a n i a. . . . . . . . . . . . . . . . . 
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Von Adalbert Krims

Rund 90 Staats- und Regierungschefs erwiesen am 
10. Dezember 2013 in Johannesburg Nelson Mandela die 
letzte Ehre. Diese beeindruckende Beteiligung höchster 
Repräsentanten aus allen Teilen der Welt an der offiziel-
len Trauerfeier unterstrich noch einmal die herausragende 
weltpolitische Bedeutung Mandelas. Meine kritischen 
Anmerkungen beziehen sich nicht auf den Staatsakt als 
solchen, sondern nur auf einen Teilnehmer sowie zwei 
Nichtteilnehmer.

1. Absoluter Stargast war Barack Obama, dessen Rede 
auch mit Abstand den meisten Applaus erhielt. Und in der 
Tat war der Auftritt des US-Präsidenten im Stadion von 
Johannesburg nicht nur rhetorisch, sondern auch inhaltlich 
brillant. Besser hätte man Leben und Wirken Nelson Man-
delas und dessen Bedeutung für die Welt nicht würdigen 
können. Dennoch hat eine wesentliche Dimension gefehlt: 
nämlich jeglicher Ansatz einer (Selbst)kritik der Rolle der 
USA während der Jahrzehnte der Apartheid. Zumindest hätte 
sich Obama dafür entschuldigen müssen, daß die offizielle 
US-Politik nichts für die Freilassung Mandelas getan, ja ihn 
sogar als „Terroristen“ eingestuft hatte. Erst 2008 (!) wurde 
sein Name von der US-Terrorliste gestrichen! Das Apartheid-
Regime wurde viele Jahre von US-Konzernen, aber auch 
von der US-Regierung unterstützt. Und selbst im letzten 
Jahrzehnt des Bestehens der Apartheid haben die USA 
bei den internationalen Sanktionen gebremst. Daß Obama 
kein einziges Wort der Entschuldigung – oder wenigstens 
des Bedauerns – gefunden hat, weist seine Rede letztlich 
als Selbstinszenierung aus, die aber offenbar ihre Wirkung 
innerhalb und außerhalb Südafrikas nicht verfehlt hat.

2. Der Ministerpräsident eines anderen ehemaligen Ver-
bündeten des Apartheidregimes zog es vor, seine Teilnahme 
an der Trauerfeier kurzfristig abzusagen. Der israelische 
Regierungschef Benjamin Netanyahu begründete seine 

Gedanken zuMandelas Begräbnis

Absage zwar mit den „hohen Kosten“, was aber auch in 
Israel selbst niemand glaubte. Israelische Medien wiesen 
hingegen ausdrücklich darauf hin, daß Nelson Mandela 
in den 1990er Jahren wiederholt seine Solidarität mit den 
Palästinensern ausgedrückt und deren Lage mit dem der 
nicht-weißen Bevölkerungsmehrheit in Südafrika während 
der Apartheid verglichen hat. Kaum thematisiert wurde 
jedoch die ökonomische und vor allem die nukleare Zusam-
menarbeit zwischen Israel und Südafrika: Ohne israelische 
Technologie hätte der Apartheidstaat nie die Atombombe 
bauen können – und ohne südafrikanisches Uran wäre Is-
rael kein Atomwaffenstaat. Durch sein Fernbleiben und der 
gleichzeitigen Anwesenheit einer großen palästinensischen 
Delegation unter Leitung von Präsident Mahmoud Abbas 
machte Netanyahu ungewollt noch einmal das historische 
Verhältnis der NahostKonfliktparteien zum untergegan-
genen Apartheidsystem deutlich.

3. Daß auch Österreich durch keinen hochrangigen Poli-
tiker vertreten war, ist international wohl kaum aufgefallen, 
dafür umso schmerzlicher jenen Österreicher/inne/n, die 
jahrzehntelang den Kampf gegen die Apartheid unterstützt 
haben. Dabei gab es für das Fernbleiben nicht einmal 
politische oder andere schwerwiegende Gründe, sondern 
offenbar politische Fehleinschätzungen und Kommunika-
tionsfehler. Da laut Verfassung der Bundespräsident die 
Republik offiziell nach außen repräsentiert, wäre dessen 
Teilnahme am logischsten gewesen. Aber Heinz Fischer 
hatte Terminprobleme – vor allem wegen eines zugesagten 
Referates bei einem Festakt zum 100. Geburtstag von Willy 
Brandt in Lübeck am 11. Dezember. Mit einer Linienmaschine 
wäre Fischer von Johannesburg nicht rechtzeitig zu der 
Veranstaltung gekommen – und in Österreich gibt es kein 
Militärflugzeug für die Staatsspitze (wie in vielen anderen 
Ländern). Allerdings nahm der deutsche Bundespräsident 
Joachim Gauck an der Trauerfeier in Johannesburg teil 
– und referierte am nächsten Tag bei derselben Veran-

k o l u m n e
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staltung wie Fischer. Gauck flog mit einem Airbus A340 der 
Deutschen Bundeswehr und hätte sicher auch für seinen 
österreichischen Amtskollegen noch Platz gehabt. Aber 
offenbar war das logistische oder diplomatische Problem, 
von Wien aus in Berlin anzufragen, unlösbar. Der Bundes-
präsident fiel also aus.

Bundeskanzler Faymann und der damalige Außenmi-
nister Vizekanzler Michael Spindelegger sagten wegen der 
Schlußphase der Koalitionsverhandlungen ab (vielleicht 
hätten sie ja den Hin und Rückflug für Vieraugengespräche 
nutzen können?). Nationalratspräsidentin Barbara Pram-
mer konnte aus Gesundheitsgründen nicht fliegen (die 
einzige stichhaltige Begründung). So kam man noch auf 
den Bundesratspräsidenten, der in Österreich ja jedes Halb-
jahr nach Bundesland wechselt. Am 10. Dezember liefen 
gerade noch die letzten Wochen der Amtszeit des Wiener 
Vertreters Reinhard Todt. Dieser mußte aber am Tag der 

Trauerfeier noch den marokkanischen Senatspräsidenten 
in Wien empfangen (Marokko ist übrigens das einzige afri-
kanische Land, das nicht der Afrikanischen Union angehört 
und der politisch nicht besonders wichtige Senatspräsident 
hätte auch von einem Vizepräsidenten des Bundesrates 
empfangen werden können). So flog der – ohnehin nur 
drittklassige – Repräsentant der Republik Österreich erst 
einen Tag nach der Trauerfeier nach Südafrika, wo er 
sich zumindest ins Kondolenzbuch eintragen konnte. Das 
war gewissermaßen der letzte Akt eines peinlichen öster-
reichischen Trauerspiels und hat einmal mehr den geringen 
Stellenwert internationaler Politik im allgemeinen und Afrikas 
im besonderen gezeigt.

Adalbert Krims ist Journalist in Wien. Er kommentiert für INDABA 
aktelle entwicklungspolitische Trends.

Bauern wiederum werfen den Hirten 
Rücksichtslosigkeit vor. „Diese Massai 
sind Egoisten. Sie meinen, sie haben 
das Recht gepachtet, wenn sie unsere 
Lebensgrundlagen zerstören“, meint 
Isinika, ein Bauer aus Pangani. „Ich 
kann sie einfach nicht mehr sehen. Sie 
sollen dorthin  zurückkehren, woher sie 
gekommen sind.“

Die Einwohner der Region berich-
ten, daß in den letzten sechs Monaten 
die Spannungen zwischen Bauern und 
Nomaden zugenommen haben. Im 
August kam es in der 600 Seelen-Ge-
meinde Makenya zu einem Gerangel 
zwischen Dorfbewohnern und Hirten, 
als diese versuchten, ihre Herde zu der 
zentralen Wasserstelle der Ortschaft 
zu treiben. Den Bauern gelang es, 
die Massai in die Flucht zu schlagen, 
ohne daß es Tote gab. Doch vor zwei 
Jahren waren in dem Weiler Mbuguni, 
der 18 Kilometer von der Stadt Pangani 
entfernt liegt, vier Bauern von aufge-
brachten Massai-Kriegern umgebracht 
worden, als diese versuchten, die 

Verwüstung ihrer Maissetzlinge durch 
deren Vieh zu verhindern. 

omar Kibwana, ein Beamter von 
Mbuguni, gibt der Regierung eine 

Teilschuld an der Tragödie. Sie habe 
es versäumt, Farmer und Hirten durch 
Zäune voneinander zu trennen. „Das 
Problem hätte schon vor Jahren durch 
eine klare Demarkierung gelöst werden 
müssen“, meint er. 

Die Pangani-Flußdelta-Behörde 
ist sich der Herausforderungen durch-
aus bewußt. Wie Arafa Maggidi, ein 
für die Behörde tätiger Ingenieur 
berichtet, wird der klimabedingte Was-
sermangel durch andere Faktoren wie 
Entwaldung, einen Anstieg der Zahl 
der Nutztiere und die Ausbreitung 
der Landwirtschaft verschärft. „Die 
Gefahr des Klimawandels und die 
Notwendigkeit, sich ihm anzupassen, 
können nicht ernst genug genommen 
werden“, sagt er. „Wir geben unser 
Bestes, um die Menschen davon 
zu überzeugen, wie wichtig es ist, 
daß sie ihre Le bensgewohnheiten 
ändern, damit sich ihr Leiden nicht 

weiter vergrößert. Ein erfolgreiches 
Management verlangt die Integration 
aller ökologischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Forderungen.“

Wissenschaftler gehen davon 
aus, daß die Temperaturen weiter 
ansteigen, die Niederschlagsmenge 
und somit auch das zur Verfügung 
stehende Wasser abnehmen werden. 
Pius Yanda, Professor an der Univer-
sität von Dar es Salaam und Mitglied 
des Weltklimarats, rechnet damit, daß 
die Temperaturen noch vor Ende des 
Jahrhunderts um 1,8 bis 3,6 Grad Cel-
sius steigen werden, die Niederschläge 
nachlassen und die Wasserverduns-
tung im Delta zunimmt. 

Angesichts der düsteren Zukunfts-
prognosen trauern viele Menschen vor 
Ort den vergangenen Zeiten nach, als 
der Pangani und seine Nebenflüsse 
noch ausreichend Wasser mit sich führ-
ten. „Der Fluß hat seine besten Zeiten 
hinter sich“, bedauert Fundi Mhegema 
aus Buyuni, einem Dorf in Pangani. 
„Einige Fischarten sind bereits ver-
schwunden. Das ist furchtbar.“

=> Fortsetzung von Seite 19
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Let’s re-dig the gold
Johannesburgs Regeneration                                        
20 Jahre nach der Apartheid

Mein erster Spaziergang durch Johannesburgs Central Business District (CBD) 
2006 war für mich, als Mitteleuropäerin und Architektin, herausgefordert durch 
die Existenz eines „no-go areas“. Vom Blick der Autobahn aus so anziehend 
urban funkelnd wie einst das Gold auf die Stadtgründer. Diesen Raum galt es 
zu betreten, zu sehen und zu spüren – mit der Hoffnung, die allgegenwärtigen 
Grenzen und energieraubende Polarität besser zu verstehen. Von Marlene 
Wagner.

johannesburgs extraordinäre Geschichte rapider Urbanisa-
tion, geplanter Segregation und gebauter Separation führte 

mit dem Demokratisierungsprozeß der späten 80er und 
90er zu Öffnung und demographischem Wechsel – Reich 
raus, Arm rein. Die Stadt wurde zum Raum der Anderen 
– gefährlich, un-nutzbar, unnahbar – und verlor an Wert. 

Bei meinen Erkundungen des urbanen Afrika zwischen 
Ständen mit Tomaten, Chilis, einzelnen Zigaretten, gha-
naischem Restaurant im dritten Stock eines Wohnhauses 
und stundenlangem Flechten meines „slippery hairs“ auf 
der Straße wurde ich noch 2008 für verrückt erklärt. 

Ich war aber nicht die Einzige – interessiert am urbanen 
Glanz, fasziniert vom pulsierenden Straßenleben unter-
schiedlichster Lebenswelten und Kulturen, dem Potential 
einer Großstadt, vergraben in Imageproblemen und feh-
lender formeller Infrastruktur. 

Mit erhöhter Polizeipräsenz, closed-circuit TV-Überwach-
ungkameras, privaten Investitionen in die hohe Nachfrage 
an erschwinglichem Wohnraum mit Stadtanbindung und 

Fragen der Denkmalpflege begann die Imagekorrektur 
nach innen und außen. 

Es folgten „Business Improvement District“ und die 
Fußball-Weltmeisterschaft – langsam änderte sich die 
Wahrnehmung, und das Gold war wieder freigelegt. 

h eute lebe ich im „Ort des Lichtes“, auf Sotho „Ma-
boneng“, einem privaten Entwicklungsgebiet gleich 

neben der Innenstadt. In der ehemaligen Kleinindustrie 
von Jeppestown, eine der ältesten, einst portugiesischen 
Nachbarschaften der Stadt. 

Ausgehend von einem Kunstraum – „Arts on Main“ 
– mit Ateliers und Ausstellungsflächen wuchs das Gebiet 
in knapp fünf Jahren zu einem Immobilienbestand von 34 
Objekten, davon zehn 2013 fertiggestellt. Man vergleicht 
sich mit Kreuzberg in Berlin, Brooklyn in New York, Saint 
Theresa in Rio de Janeiro oder Shoreditch in London. 

Die Entwickler um Jonathan Liebmann und Propertu-
ity („transforming the built environment“) Capital einer 
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Privatperson formen gemeinsam mit Architekturbüro Daf-
fonchio and Associates und der Hausverwaltung Mafadi 
die Hauptakteure der Stadteilverjüngung. Mafadi betreut 
übrigens auch den berühmten Pontetower, den exklusiven 
Wohnturm der 70er und später Wahrzeichen des urbanen 
Verfalls und Kriminalität – auch da kann man jetzt wieder 
sicher wohnen. 

Der Maboneng Immobilien Report spricht von einem 
nominalen Wachstum von 45% in 36 Monaten; dies ent-
spricht einem jährlichen Anstieg von 15% (bei städtischen 
0-9%) oder durchschnittlich 8,7 ZAR/m2 auf 12,8 ZAR/m2.

Die Nutzungsmischung rund um drei Straßenzüge im 
Maboneng Precinct (Commisioner, Fox und Main Street) 
bietet Unterhaltung in zwölf Restaurants bzw. Bars, acht Ga-
lerien, siebzehn Geschäften mit Fokus auf Fashion, Interieur 
und Design, weiters ein Alternativkino, ein kleines Theater, 
Hotel, Backpackers, Fitnesscenter und Yogastudio. Da-
zwischen Events und „popup“Bespielung wie Nachtmärkte, 
Streetart-Touren und Freilichtkino. Demographisch bilden 
Studierende, Kreative, junge Enterpreneure und Angestellte 
aller Hautfarben den „Ort des Lichts“. Das Verhältnis von 
Bewohnern zu temporären Nutzern liegt bei 1:3, das heißt, 
daß drei Mal mehr Menschen den Stadtteil als Besucher 
nutzen als dort wohnen.

m an rühmt sich, eine integrative Nachbarschaft zu sein, 
doch quert man einen weiteren Block, so befindet man 

sich in der Realität von Johannesburg. Der Film „Jeppe 
on a Friday“ betrachtet gekonnt fünf Repräsentanten der 
Nachbarschaft – den Müllsammler und Überlebenskünstler, 
einen westafrikanischer Restaurantbesitzer, den Bilder-
rahmenmacher indischer 
Herkunft, einen Volks-
musiker am lokalen Markt 
für traditionelle Medizin 
und den Chef einer Bau-
trägerfirma.

Kritische Stimmen, vor 
allem aus akademischen 
Kreisen, sprechen in-
zwischen klar von Gentri-
fizierung – niemand aus 
Jeppestown könne sich 
ein Getränk geschweige 
denn die Miete des auf-
kommenden Stadtteils 
leisten. Auch die zentralis-
tische Verwaltungsform 

des Stadtteils und Privatisierung des öffentlichen Raumes 
wird beanstandet. Liebmann argumentiert, er habe mit 
Propertuity nie ein Wohngebäude aufgewertet, doch die 
verlassenen Industrie- und Lagerhallen bildeten sehr wohl 
Wohnraum – wenn auch informell. 

Darüber hinaus kam es im Dezember 2012 zur Räumung 
eines anliegenden, illegal vermieteten Häuserblocks. Be-
wohner kampierten wochenlang unter der Autobahnbrücke 
direkt vor dem Haupteingang des sonntäglichen Yuppie-
Markts mit Sushi, Cupcakes und Salsa-Tanzworkshop. 
Nicht durch Popertuity initiiert, aber dennoch eine Folge 
des privaten Entwicklungsgebietes, Aufwertung und Wert-
steigerung.

Ein weiterer sogenannter Regenerationsbezirk ist 
Braamfontein – in der Nähe von Universitäten und Nacht-
clubs kann man nun auch untertags Café Latte trinken, in 
den HUB Johannesburg einmieten, Markt und Galerien in 
einem alten Parkhaus besuchen und seine Stadterfahrun-
gen twittern. 

Auch Newtown, im Westen der Stadt, ältestes Sanie-
rungsgebiet von Johannesburg, mit Institutionen wie dem 
weltbekannten Market Theatre (ehemalige Markthalle), 
Museum Africa, der berühmten Turbine Hall (einst herun-
tergekommene Fabrikhalle und horizontales Slum, nun 
Firmensitz von Anglo Gold Ashanit) und diversen Bars und 
Restaurants rund um den Mary Fitzgerald Square, wird 
ausgebaut. Newtown bekommt seine eigene innerstädtische 
Shopping Mall, und die markanten Getreidesilos, seit Jahr-
zehnten ungenutzt, werden durch Fensteröffnungen und 
gestapelte Container zu einem Studentenheim umgenutzt. 
Neue Architektur in der Skyline der Stadt, doch auch 
nach langwieriger Recherche keine Information über die 
Architekten – nur Bauträger und Investitionsmöglichkeiten 
werden angeführt.

Aus „Business Improvement Districts“ wurden „City 
Improvement Districts (CIDs)“ und „Neighbourhood Deve-
lopment“. Das Berufsfeld Urban Management, Marketing 
und Branding widmet sich in Zusammenarbeit mit privaten 
Investoren und Bauträgern der Image aufwertung. 

Zwanzig Jahre nach dem Ende der Apartheid ist Johan-
nesburg offiziell wieder für höhere Einkommensklassen 
zugänglich.

von den Entwicklungsgebieten in Nord, West und Ost 
ausgehend kann man, mit geführten Touren, sogar 

noch tiefer in die Innenstadt vordringen. Die sicheren 
Stadterkundungen zu Fuß besuchen Kulturerbe und 
Baudenkmäler entlang diverser CIDs. So reihen sich in 
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Johannesburg Jahrhundertwende, Art Deco, Moderne und 
Brutalismus aneinander. Sogenannte „problem buildings“ 
sind heruntergekommen, illegal oder halblegal bewohnt, 
stehen aber auf diversen Immobilienseiten zum Verkauf 
– Preis steigend.

Auch sogenannte Instawalks (Spaziergänge mit dem 
iPhone in der Hand!) werden organisiert und Bilder der 
Teilnehmer direkt auf die Johannesburg Tourismus Seite 
verlinkt. Als Alternative nimmt man den global üblichen 
offenen Doppeldeckerbus oder schließt sich den von Nike 
ausgerichteten Nachtläufen an.

Seit 2012 organisiert sich in Johannesburg auch eine kri-
tische Masse an Fahrradfahrern, deren Leitspruch „reclaim 
the street“ lokal jedoch einen etwas bitteren Beigeschmack 
bekommt, wenn hunderte fast ausschließlich weiße Hipster 
auf schicken Rädern (Fixie‘s sind der Topographie wegen 
nicht ganz so beliebt) durch die nächtlichen, alleine kaum 
bezwingbaren Straßen des „Ghettos“ rollen. So kam es 
bei Routen durch den Stadtteil Hillbrow zu tätlichen Über-
griffen durch Anrainer, diverse Mobiltelefone wechselten 
den Besitzer. 

Aber man soll ja nicht mehr über die Kriminalität reden, 
das schadet nur dem Image, und die letzten Freitage des 
Monats, dem weltweiten Datum der critical mass, nehmen 
wieder Kurs auf Maboneng, Newtown und Braamfontein. 

we love Jozi!“, aber wer lebt Johannesburg? Eines 
der wenigen tatsächlichen Innenstadt-Objekte, 

in welchem sich Einkommensklassen und Hautfarben mi-
schen, bietet The Ansteys, errichtet 1936, damals höchstes 

Gebäude Afrikas, mitten 
im CBD. Umgeben von 
Straßenhandel, Obst, 
Gemüse, Hair Salons, 
unzähligen Geschäften 
mit chinesischen Waren 
und hupenden Mini-
bussen leben südafri-
kanische Familien, Mi-
granten aus ganz Afrika, 
kreative Europäer und 
Südafrikaner. 

Das Gebiet rund um 
das Art Deco Gebäude 
ist als „Retail Improve-

ment District“ ausgerufen – eine Initiative von Urban Gen-
esis. Diese bildet eines der größten sogenannten „urban and 
place management“-Unternehmen. Das Tätigkeitsfeld reicht 

laut Homepage von präventiver Verbrechensbekämpfung, 
Reinigung und Instandhaltung, Management informellen 
Handels und Transports zu Verbesserung des Umfelds, 
Gewerbeaktivierung und -Maximierung, Marketing, Kom-
munikation und sozialen Programmen.

Zu diesen Programmen gehören zum Beispiel auch play.
Braamfontein und das Newtown Cultural Precinct (www.
urbangenesis.co.za).

s tadtteilaufwertung, urbane Entwicklungsgebiete verbun-
den mit Marketing und Gemeinwesenarbeit existieren 

in vielen Metropolen, doch in wenigen Städten der Welt 
werden sie so schnell und mit so wenig Beteiligung der 
Bevölkerung oder Stadtregierung durchgeführt. 

Europäische demographische Wandlungsprozesse 
entwickeln sich über Jahrzehnte, in Johannesburg werden 
sie aktiv durch rein private Geschäftsmodelle geplant und 
finanziert. Die Phase der Pioniere wird komplett übergangen, 
und „Gentrifier“ und „Ultra-Gentrifier“ werden zeitgleich 
mit Künstlern als Marketingstrategie für Investoren vom 
Entwickler implementiert und gesteuert. 

Mit dem geschichtlichen Hintergrund der Segregation 
und Separation seiner Einwohner hat Gentrifizierung lokal 
jedoch auch eine zusätzliche Bedeutung. So ist Maboneng 
vielen Einwohnern der Stadt vorenthalten, die Bewohner 
bilden jedoch eine kohärente Mischung aller Hautfarben und 
Kulturen. Eine multikulturelle „Gated Community“ – ohne 
Balken, aber mit Security und Preispolitik.

Margot Rubin, Lehrende an der Witwatersrand Univer-
sität in Johannesburg und planungspolitische Beraterin, 
sieht das Problem in der Vernachlässigung der komplexen 
unterschiedlichen Ebenen der Stadt. So gibt es einen 
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gewaltigen Mangel an erschwinglichen Wohnraum für die 
Niedrig- bis Kein-Einkommensklasse.

Laut State of the Gauteng City Region-Report leben 
26% der Einwohner unter der Ernährungs-Armutsgrenze. 
Johannesburg hat 184 offizielle informelle Siedlungen 
(Slums), und bei 40% Arbeitslosigkeit überlebt der Großteil 
der Bevölkerung nur durch informelle oder halbformelle 
Geschäftstätigkeiten und Wohnverhältnisse. Der Regie-
rung fehlt es an Kapazitäten, dem rapiden Wachs tum an 
Investorenprojekten mit leistbarem, städtischem Wohnraum 
nachzuziehen. Des weiteren mangelt es an Auflagen 
für Bauträger wie Mitpreisregelungen oder prozentualen 
Quadratmetern an Wohnfläche für Einkommensschwache 
bzw. die Förderung von Einkommensmischung. 

Die Stadt unterstützt die exklusive Entwicklung zusätzlich 
durch nachträgliche Erstellung von steuerbegünstigten 
Urban Development Zones um formierte City Improvement 
Districts. Deren Service- und Infrastrukturaufwertung wird 
bei einer Unterstützung durch 51% der Geschäftsinteres-
senten, durch eine verpflichtende CIDSteuer je nach Wert 
des individuellen Grundstücks finanziert. 

In Maboneng wurden kürzlich durch eine Zusammen-
arbeit mit der öffentlichen Johannesburg Development 
Agency neue Gehsteige und Straßenbegrünung errichtet. 
Diese Verschönerungsmaßnahme führt zu erhöhten Abga-
ben – auch für den Besitzer eines Gemischtwarenladens 
am Rande des Entwicklungsgebiets, welcher die lokale 
Arbeiterklasse versorgt.

d ie Diskussion um Zugang zum städtischen Raum, bis 
vor wenigen Jahren mehr oder weniger sich selbst 

überlassen, ist im Oktober 2013 voll entbrannt. In der gan-
zen Stadt, auch um The Ansteys, im Retail Improvement 
District, kam es zu teils gewaltsamen Räumungen und 
Konfiszierung der Waren von registrierten und illegalen 
Straßenhändlern durch die Polizei. Eine Maßnahme im 
Rahmen des Innerstädtischen Management Programms 
genannt Innercity Roadmap.

Geplant wurde diese als kooperative, unterschwellige 
Initiative zwischen Stadt und diversen Abteilungen, pri-
vaten Interessensgruppen, Repräsentanten der CIDs und 
Experten. Laut Raumplanerin und Consultant Tanya Zack 
wurde jedoch das Wort „cleaning“ falsch interpretiert, und 
statt der vereinbarten Instandhaltung, Abfallwirtschaft und 
Reparatur kam es zur Vertreibung des mobilen Gewerbes 
und der Migranten.

Ähnliche Reinigungsaktionen gab es auch schon in 
vergangenen Jahren, doch nun soll laut Stadtregierung 

endlich dem urbanen Verfall, der Kriminalität und dem 
Mangel an Bürgerstolz und Sinn für Allgemeingut Einhalt 
geboten werden.

Ganz im Widerspruch zur Verwaltung kritisieren lokale 
Anrainer und Besitzer von Geschäften jedoch die nun fehlen-
den Einkaufsmöglichkeiten, den Rückgang der Einnahmen 
im formellen Handel und fehlende soziale Kontrolle und somit 
Sicherheit im urbanen Raum. Der Straßenhandel, teilweise 
durch die sogenannte smart card registriert, formalisiert und  
gewissen Produkten und Standplätzen zugewiesen, bildet 
nur den sichtbaren Teil einer informellen Ökonomie, welche 
Einstieg und Überleben für einen Großteil der Stadtbewoh-
ner sichert. Die direkten und indirekten Verbindungen und 
Abhängigkeiten zum sogenannten formellen Wirtschafts-
system und die Ausmaße durch die Reinigungsaktion auf 
diese sind noch nicht erfaßt.

Durch die Unterstützung diverser Aktivisten, Akademiker 
und Vertreter von Organisationen pro Informellen Handel 
räumte die Stadt nach einem Monat ein, Straßenhandel 
müsse nur neu formalisiert werden, und ruft zur Re-registrie-
rung auf. Bei geschätzten 7.000 Händlern ein langwieriger 
Prozeß und für bereits formalisierte smart card-Besitzer mit 
beglichener monatlicher Gebühr, aber zerstörten Kiosken, 
eine Farce. 

Wortführer und Händler bleiben skeptisch und kriti-
sieren, die Stadtregierung nutze ihre einzige Kapazität 
der Exekutive, um illegale Migranten aufzudecken, und 
fragen öffentlich nach den gewidmeten Geldmitteln und 
vereinbartem Prozeß.

Johannesburgs offizieller Leitspruch einer „First Class 
African City“ und Bürgermeister Parks Taus klares Vorbild 
„We are turning this city into a New York of Africa“ soll in 
einem Zehnjahresplan umgesetzt werden – umgerechnet 
7,5 Milliarden. Euro für Infrastruktur, Transport, urbanes 
Management und die strikte Durchsetzung städtischer 
Verordnung sollen innerstädtische Regeneration und Wert-
steigerung ermöglichen.

Der Diskurs einer inklusiven Stadt scheint mit der Wie-
derentdeckung des Goldes in Vergessenheit zu geraten, 
und die Tabula rasa das einzige Mittel zu sein, dem ver-
meintlichen Chaos entgegen zu wirken. 

b ei meinem Stadtspaziergang im November 2013 habe 
ich Straßenzüge kaum wiedererkannt. Keine Tomaten, 

keine Friseure, keine Stände und Händler, dafür ein Po-
lizeitruck alle 50 Meter und eine seltsame Spannung, wie 
ich sie noch nie zuvor verspürt hatte. 

Und doch, so freigeräumt lassen sich „archäologische 
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Spuren“ eines ehemaligen Baumbestandes deuten, und es 
ist nicht unangenehm, ganz ohne Gedränge die Fußgän-
gerzone entlang zu flanieren. 

Die Frage, wo nun Händler und Waren – lokal vor allem 
Second-hand-Kleidung – abgeblieben sind, beantwortete 
mir schließlich Prince aus Nigeria und führt mich in die 
Obergeschoße eines Hauses, direkt an der freigeräumten 
Fußgängerzone. Um Verluste zu mindern und Einkommen 
zu sichern, habe ein Hausbesitzer der nigerianischen Com-
munity dieses Gebäude zur Verfügung gestellt. Die Miete 
sei etwas höher als auf der Straße, und es mußten diverse 
Vorkehrungen wie Stahltüren und Schutzgitter installiert 
werden. Er bedauert die fehlende Laufkundschaft, denn 
die neue Lage habe sich noch nicht herumgesprochen, 
dennoch immerhin das Geschäft geht weiter.

So bildet sich das informelle Kaufhaus, über einer Ta-
verne im Innenhof, auf zwei Obergeschoßen, erschlossen 
über Arkadengänge als Aneinanderreihung von Zimmer mit 
Wühltischen. Wie zuvor auf der Ebene der Straße – Schuhe, 
Kleidung, aber auch Platz für Friseur oder Restaurant, ver-
tikal statt horizontal, selbstorganisiert. Ein gutes Beispiel 
für die unterschätzte Thematik des Informellen – weder nur 
hilflose Opfer, noch fehlender Bürgerstolz oder mangelnder 
Respekt vor öffentlichem Eigentum, wie in diversen Medien 
bzw. von der Regierung kritisiert. 

Ein weiterer Layer der Stadt, kaum anders als 2008, 
sind Bewohner, welche 
aus diversen Gründen, 
Herkunft oder Ressourcen-
knappheit als gefährlich, 
unnütz, unnahbar gesehen 
werden.

Das Entdecken und die 
Förderung von Gold liegen 
in der Tradition der Stadt, 
die gleichzeitige Wahrneh-
mung der unterschiedli-
chen Lebenswelten und 
Gefüge, welche diese Res-
sourcen eröffnen, wurden 
historisch bedingt jedoch 
nie erlernt. 

Selbst- und fremdbe-
stimmte Mechanismen 
der Exklusion müssen 
ab  gebaut werden, um 
synchronisierten Raum 
aufzuspannen. Dann kön-

nen Strategien und Werkzeuge erstellt werden, um auf 
vorhandene Potentiale aufzubauen.

Für eine inklusive Stadt muß es ein Grundverständnis 
geben, daß die Grenzen des „formellen“ Wirtschaftssystems 
nur durch Nachfrage bestimmt und somit nicht vorhanden 
sind. Sogenannte informelle Strukturen, sei es Wohnungs-
markt oder Nahrungsmittel, müssen als Dienstleister für 
einen großen Teil an Einwohnern anerkannt werden. 

Wörter wie „eradiction“ und „clean sweep“ halten 
weiterhin die Polarität und Schere aufrecht, anstatt den 
Kreislauf um den Raum der Anderen zu durchbrechen 
und die Wahrnehmung der gemeinsamen Stadt mit ihren 
Grauzonen und Übergängen zu fördern.

wer hat das Recht für die Stadt zu kämpfen und 
diese aktiv zu gestalten? Sogenanntes „problem 

property“, definiert durch unklare Besitzverhältnisse oder 
ausstehende Zahlungen von Betriebskosten der letzten 
drei Monate, soll im nächsten Schritt geräumt werden. Der 
vermeintliche nigerianische Hausbesitzer wird sich dann als 
temporärer Verwalter herausstellen, und Einwohner und 
Händler ohne die Möglichkeit ein Einkommen zu generieren 
werden in die Kriminalität gezwungen.

In Zukunft sollen in Wohnvierteln RID (Residential 
Improvement Districts) implementiert werden – nicht für 
Bewohner und Nutzer, sondern für Grundstücksbesitzer, 
egal welcher Herkunft. So erzielen Innenstadt Apartments 
Rekordpreise, doch ihre Inhaber sind keine „aktiven Mit-
bürger“, also keine Nachbarn, keine aktiven Teilnehmer 
am städtischen Leben. Eine inklusive Verwaltung muß den 
Bewohnern ihrer Stadt ihre Dienste erweisen, Foren für 
Mitsprache, Rechte und aktive Partizipation ermöglichen 
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und sich so ihrer Ressourcen und existierender Dienst-
leistungssysteme gewahr werden. Dies wiederum erhöht 
Kapazitäten für nachhaltige Regenerationsprozesse und 
Selbstbewußtsein für Regulie rungen des privaten Sektors, 
um die Wertsteigerung den tatsächlichen Nutzern zugute 
kommen zu lassen. 

Prozesse der Zusammenarbeit unterschiedlicher Ak-
teure brauchen lokale Modelle, Vereinbarungen und Trans-
parenz. Aktive Partizipation und Bürgerbeteiligung können 
als Kontrollorgan auch der Korruption entgegenwirken und 
die ersehnte Sicherheit, Sauberkeit und Sinn für Bürgerstolz 
und Allgemeingut durch Inklusion erreichen.

Ich genieße den Luxus, mein Auto in Maboneng sogar 
über Nacht auf der Straße parken zu können und zu Fuß 
beim Gemischtwarenhändler einzukaufen, dies ermöglichen 
Securities. Bis vor kurzem konnte ich mein Auto auch sicher 
rund um The Ansteys parken – ermöglicht durch die soziale 
Kontrolle der Straßenhändler und Nutzer. 

e ine Metropole im Urban Age braucht eine eigene Identität 
im globalen Kontext. Giulianis Erbe in New York ist die 

exklusive Stadt, dessen polierte Bezirke mit künstlicher 
Vielfalt programmiert werden müssen, um aktive Nutzer 
zu generieren.

Johannesburg ist vielfältig, hat in Jahrzehnten des 
Apartheid-Regimes parallele Systeme aufgebaut und bietet 
Programme und Ressourcen für alle Einkommensschich-
ten. Fehlende Infrastruktur führte zu selbst-organsierter 
Nahversorgung, Transport und Unterhaltung. Kann dieses 
Potential übersetzt und anerkannt werden um emanzipierte 
Stadterneuerung von bottom up zu gewährleisten?

Polizeisprecher Minaar sieht den Erfolg der „clean 
sweep“ Aktion in verkürzten Anfahrtszeiten bei Einsätzen 
und unterstreicht, die Operation werde ausgeweitet, bis die 
Stadt „squeaky clean“ sei. 

Die junge Demokratie bereitet sich auf das Wahljahr 
2014 vor, 20 Jahre nach der Apartheid und fünfte Möglich-
keit der Stimmabgabe für alle Südafrikaner. Johannesburg 
hat das Potential und vielleicht sogar die Verantwortung für 
eine inklusive Stadt, wie sie auf Zulu genannt wird: eGoli 
– The place of gold.

Marlene Wagner: Studium der Architektur an der TU Wien, Grün-
dungsmitglied der NPO für Architektur und Entwicklung buildCol-
lective.net, arbeitet und forscht in Johannesburg und Wien zu 
urbanen Strategien, angepaßter Architektur und transdisziplinären 
Prozessen.

Neues vom Masimbambane College
„Alle Schüler und Schülerinnen unserer ersten Maturaklasse 

(Grade 12 im südafrikanischen Schulsystem) sind durchgekom-
men“, erzählt James Urdang, Geschäftsführer von Education 
Africa in Johannesburg, mit Stolz. „92 % haben auch den 
Uni-Zugang geschafft, 17 % sogar mit Auszeichnung.“ In der 
Tat: Solche Nachrichten lassen aufhorchen in einem Land, in 
dem im Durchschnitt noch immer mindestens ein Drittel der 
Schüler/innen den Schulabschluß verpaßt.

Gemeinsam mit Ndaba Tsele, dem Vorsitzenden von Educa-
tion Africa, befand sich Urdang im Jänner 2014 auf Einladung 
von Vizebürgermeisterin Renate Brauner zu Arbeitsgesprächen 
in Wien. Brauner ist Vorsitzende des Vereins „Friends of Educa-
tion Africa in Vienna“, der die 1995 ursprünglich auf Anregung 
des damaligen Stadtrats Christoph Chorherr von den Grünen 
gegründete Schule im Siedlungsgebiet Orange Farm im Süden 
von Johannesburg unterstützt.

Warum die Stadt Wien mit ihrer emanzipatorischen Schul-
tradition gerade eine Privatschule in Südafrika unterstütze 
und nicht das öffentliche Bildungswesen, frage ich die beiden 
bei einer Tasse Tee. Die Frage würde immer wieder gestellt, 
antwortet Urdang, aber man müsse den traurigen Zustand 
der öffentlichen Schulen in Südafrika kennen, das Ausmaß 
der Korruption, da sei schwer etwas zu bewegen. Und Tsele, 
beruflich ein prominenter Unternehmer, ergänzt: In Südafrika 
seien gerade Privatschulen ein Katalyst für die Reform. Man 
müsse den Menschen zeigen, daß Unterricht auch in einer an-
deren Weise erfolgen könne. „Outreach Programmes“ würden 
gemeinsam mit anderen Schulen durchgeführt, und schon allein 
der Erfahrungsaustausch zwischen den Eltern und Kindern stelle 
eine Herausforderung für die öffentlichen Schulen dar.

Anders als zu Beginn der Tätigkeit, sagt Urdang, werde das 
Masimbambane College heute von der Regierung subventio-
niert. Etwa zwei Drittel des Schulgeldes würden übernommen, 
ein Drittel müßten die Eltern aufbringen, das wären je nach 
Schulstufe zwischen 3.600 und 7.000 Rand. Auch kein geringer 
Betrag in einem Stadtteil, in dem viele arbeitslos seien. Aber 
andererseits: rund 40 Arbeitsplätze würden durch die Schule 
geschaffen, zahlreiche Aufträge an lokale Kleinunternehmen 
vergeben. Zunehmend würden Schwarze als Lehrpersonal 
eingestellt, wobei man auch von der Migration aus Zimbabwe 
profitiere: der derzeitige Schulleiter wie auch Mathematik und 
Naturkundelehrer/innen kämen von dort.

850 Kinder frequentierten derzeit das Masimbambane Col-
lege, der Andrang sei weiterhin groß. „In zehn, zwanzig Jahren 
werden sie alle Leaders sein!“

Walter Sauer
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n e w s/t e r m i n e

Donnerstag, 10. April 2014, 19.00 Uhr

Marijana Grandits / Helmuth Hartmeyer / Josef Pampalk

Südafrikas freie Wahlen 1994 
Österreichische Wahlbeobachter/innen blicken zurück

Ort: C3 – Zentrum  für Internationale Entwicklung, 1090 Wien, 
Sensengasse 3, Alois WagnerSaal

Rund zwei Dutzend Österreicher/innen waren unter den Beobachter/
inne/n von Südafrikas ersten freien Wahlen im April 1994, teils im Regie-
rungsauftrag der Regierung, teils von NGOs entsendet. Einige von ihnen 

blicken bei dieser Veranstaltung, die den Auftakt einer Reihe von Akti-
vitäten zum zwanzigjährigen Jubiläum der südafrikanischen Demokratie 

bildet, auf ihre spannenden persönlichen Erfahrungen zurück. Davon aus-
gehend sprechen wir über ihre Einschätzung der Entwicklung seit 1994 

und ihre Erwartungen an die Zukunft. 

Marijana Grandits war 1994 Nationalratsabgeordnete der Grünen, 
Helmuth Hartmeyer Direktor von KommEnt – Gesellschaft für Kommunika-
tion und Entwicklung, Josef Pampalk Projektreferent des Österreichischen 

Nord-Süd-Instituts.

Forum Südliches Afrika

Veranstaltungen im 
Rahmen des Forums Südliches Afrika erhalten 

SADOCC-Mitglieder laufend zugesendet.

... sadocc news ... 
SADOCC auf Facebook! Wir 

haben uns als SADOCC schon vor 
einiger Zeit dazu entschlossen, auch 
die Welt der „Sozialen Medien“ für 
uns zu nutzen. Folglich haben wir auf 
Facebook eine Fanseite eingerichtet. 
Anfänglich diente diese zur Bewerbung 
des regelmäßig stattfindenden Forums 
Südliches Afrika und um Neuigkeiten 
und relevante Zeitungsberichte zu 
veröffentlichen. Mittlerweile ist es unser 
Ziel, daß die Fanseite eine Plattform 
für Information und Diskussion sein 
soll. Eine Plattform, wo sowohl mit 
SADOCC-Interessierten als auch mit 
Interessierten am Südlichen Afrika 
allgemein interagiert werden kann. 
Dafür brauchen wir aber Euch! Werdet 
SADOCC Fans, teilt unsere Seite, lädt 
eure Freund/inn/en ein, unsere Seite zu 
„liken“, kommentiert unsere Beiträge, 
schickt uns Nachrichten…

Der Besuch auf unserer Seite zahlt 
sich aus! Zusätzlich zum INDABA und 
zu unseren Veranstaltungen informiert 
die Fanseite „in Echtzeit“ über Termine, 
neue Entwicklungen und Diskurse, 
zeigt Fotos und vielleicht ist auch bald 
mal ein Gewinnspiel abrufbar. In die-
sem Sinne: „Find us on Facebook!“

Robert Konrad

Archiv der britischen Anti-Apartheid-Bewegung online
Vor wenigen Tagen wurde die ArchivWebsite „Forward to Freedom: The history of the British AntiApartheid Move-

ment, 1959–1994“ freigeschaltet. Damit sind nicht nur Publikationen und Kampagnematerialien einer der größten 
Menschenrechtsbewegungen in der Geschichte des Vereinigten Königreichs zugänglich, sondern auch zahlreiche 
Interviews mit führenden Aktivist/inn/en und Hintergrundinformationen. Die Adresse ist www.aamarchives.org. 
„Forward to Freedom“ erzählt die Geschichte der britischen AntiApartheidBewegung und ihrer Kampagnen zur 
Unterstützung der Völker Südafrikas und Namibias gegen Kolonialismus und Apartheid sowie der Frontstaaten 
gegen die südafrikanische Aggression in den 70er und 80 Jahren. 1959 von einigen Aktivist/inn/en, darunter ANC-
Unterstützern aus Südafrika, gestartet, erreichten die Aktionen bald eine ungeheure Breite. Auf ihrem Höhepunkt 
waren hunderttausende Menschen daran beteiligt. Neben Früchteboykott und Aktionen gegen den Verkauf britischer 
Waffen und militärisch-nuklearer Technologie an den Apartheidstaat stand der Kulturboykott im Vordergrund. Auch 
das Konzert zu Mandelas 70. Geburtstag im Wembley-Stadium 1988 kann mitverfolgt werden.



Impressionen aus Namibia

von Astrid und Christian Esterlus (ÖNG) 

Ausstellungseröffnung im französischen Kulturinstitut 
in Windhoek

Doris Mückensturm (rechts mit gelbem Stirnband) mit ihrer 
OMALESHE-Tanztruppe in Oshakati

Busbahnhof in Windhoek

Mit Deutschprofessorin Lydia Williams
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Viermal jährlich informiert unsere 

Zeitschrift INDABA über das aktuelle 
Geschehen im Südlichen Afrika: Politik 
– Wirtschaft – Umwelt – Gesellschaft – 

Kultur. Seit 1994.

Wir bringen Interviews mit Politikern. 
Erfahrungsberichte aus der 

entwicklungspolitischen Praxis. Thematische 
Reiseberichte. Einblicke in die Geschichte 

und Szenarien für die Zukunft.

Die Unterstützung unserer Leserinnen 
und Leser wird dieses spannende Projekt 

weiterhin ermöglichen.

Wir appellieren an Sie: Abonnieren Sie 
INDABA. Werben Sie neue Abonnent/inn/
en für INDABA. Treten Sie SADOCC als 

unterstützende Mitglieder bei. Wir brauchen 
Ihre Solidarität – jetzt!

Wir ersuchen Sie um Einzahlung von Euro 
13.- (Abo) bzw. Euro 22.- (Mitgliedsbeitrag 
inkl. Abo) auf unser Konto Bank Austria, 
BLZ 12000, Kto-Nr. 610 512 006. IBAN 

AT 571200 0006 1051 2006, BIC 
BKAUATWW.

Vielen Dank – im Namen der 
Menschen im Südlichen Afrika!

Eine Druckerei mitten in der Stadt. 
Wir sind eine Offset-und Digitaldruckerei mit etwa 30 

MitarbeiterInnen im Herzen 
Ottakrings:  leicht zu finden und schnell zu erreichen. 

Durch moderne Druck- und Endfertigungsmachinen sind wir in der 
Lage, auch ausgefallene Kundenwünsche umzusetzen. 

Besonders im Bereich »Kunst und Kultur« konnten wir viel Erfahrung
 sammeln. Der persönliche Kundenkontakt ist uns besonders wichtig.

                                                                      Rema-Print-Littera Druck- und VerlagsgmbH
                                                                      1160 Wien, Neulerchenfelder Str. 35, Tel: 01/403 89 26,

                buero@remaprint.at, www.remaprint.at
  


